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Werner Link

Der Marshall-Plan und Deutschland

I. Einleitung: Langfristige Tendenzen und aktuelle Notwendigkeiten

Seit geraumer Zeit sind die amerikanischen 
Archive und Nachlaßsammlungen für die 
zweite Hälfte der vierziger Jahre der For-
schung zugänglich. Damit wird eine quellen-
mäßig abgesicherte Beschreibung und Inter-
pretation jener Periode amerikanischer Au-
ßenpolitik möglich, in der durch den Marshall- 
Plan die Weichenstellungen für die westeuro-
päische Entwicklung der fünfziger Jahre vor-
genommen wurde. Das gilt insbesondere auch 
für die Frage, welche Bedeutung Deutschland 
im Rahmen der Marshall-Plan-Politik hatte 
und wie sich diese Politik in Deutschland aus-
wirkte. Da auch in der Bundesrepublik 
Deutschland die Akten des Bundesministeri-
ums für den Marshall-Plan und wichtige Nach-
lässe (u. a. von Franz Blücher) von Wissen-
schaftlern eingesehen werden können, ist die 
Forschungslage optimal.
Angesichts dieses Sachverhalts ist es erstaun-
lich, daß gleichwohl nach wie vor Darstellun-
gen über den Marshall-Plan und Deutschland 
vorgelegt werden, ohne die reichhaltigen 
Quellen zu befragen1)- Eine solche Verfah-

2) Darauf hat Knapp mit Nachdruck aufmerksam
gemacht; siehe Manfred Knapp, Das Deutschland-
problem und die Ursprünge des Europäischen Wie-
deraufbauprogramms, in: Politische Vierteljahres-
schrift 19 (1979), S. 48-65. Vgl. auch D. W. Eakins, Bu-
siness Planers and Americas Postwar Expansion, in: 
D. Horowitz (Hrsg.), Corporations and the Gold War, 
New York und London 1969.
3) So Assistant Secretary of State Clayton in seinem 
Memorandum vom 27. Mai 1947, zit. nach Ellen 
Clayton Garwood, Will Clayton, A Short Biography, 
Austin 1969, S. 120.
4) Die zentrale Aussage lautete: „I believe that it 
must be the policy of the United States to support 
free peoples who are resisting attempted subjuga- 
tion by armed minorities or by outside pressures ... 
The world is not static and the Status quo is not sac- 
red. But we cannot allow changes in the Status quo

1) Vgl. Erich Ott, Die Bedeutung des Marshall-Plans 
für die Nachkriegsentwicklung in Westdeutsch-
land, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 4/80, 26. 1. 
1980, S. 19-37. Ott hat weder die Quellenpublikatio-
nen (z. B. Foreign Relations of the United States) 
noch die in den USA zugänglichen Archiv- und 
Nachlaßbestände noch die Akten und Nachlässe im 
Bundesarchiv Koblenz eingesehen. Vielmehr 
schöpft er aus zweiter Hand, ohne auch hier grund-
legende neuere Studien (wie z. B. das Buch von Had-
ley Arkes, Bureaucracy, the Marshall Plan, and the 
National Interest, Princeton, N. J. 1972) zu kennen. 
Der Sammelband von Heinrich August Winkler (Po-
litische Weichenstellungen im Nachkriegsdeutsch-
land 1945-1953, Göttingen 1979) wird zwar in einer 
Fußnote zitiert, aber die dort zerstörten Legenden 
über die amerikanische Besatzungspolitik in der So-
zialisierungsfrage werden weiterhin verbreitet. Le-
diglich dort, wo sich der Autor auf die Studien von 
Manfred Knapp stützt, sind seine Ausführungen dis-
kutabel; allerdings ist auch in diesem Zusammen-
hang auffällig, daß Knapps Studien einseitig rezi-
piert werden (vgl. Anm. 2).

Dieser Beitrag ist die überarbeitete und erweiterte 
Fassung des Vortrags „Germany and the Marshall 
Plan", den der Autor am 27. Mai 1980 im Rahmen des 
Symposiums „The Marshall Plan and Europe" in Rom 
gehalten hat und der demnächst in einem italieni-
schen Sammelband erscheint. 

rensweise wäre höchstens dann vertretbar, 
wenn in der quellenbezogenen Sekundärlite-
ratur bereits ein breiter Konsens über die gül-
tige Interpretation bestünde, der dann nur 
noch referiert werden müßte. Davon kann je-
doch derzeit noch keine Rede sein. Als geklärt 
dürfte allerdings gelten, daß bei der Entste-
hung des Marshall-Plans langfristig wirksame 
Tendenzen und aktuelle Notwendigkeiten zu-
sammentrafen: Nämlich einerseits Planungen 
in der Ministerialbürokratie und in Beratungs-
gremien gesellschaftlicher Gruppen (Ge-
schäftsleute, Gewerkschafter, Wissenschaftler 
u. dgl.), die bereits bei Kriegseintritt der 
USA begannen, 1944 konkretisiert wurden 
und im einzelnen die Politik begründeten, 
nach dem Krieg dem geschwächten Ausland 
umfassende Dollarhilfe zu gewähren2); und 
andererseits die Anfang 1947 erkennbare Not-
wendigkeit, die auslaufenden bilateralen 
Hilfsverträge mit Großbritannien und Frank-
reich durch eine Multilateralisierung zu erset-
zen, um mit einem umfassenden Wiederauf- 
bauprogramm „Europa vor Hunger und Chaos 
(nichtvor den Russen) zu retten"3). Die langfri-
stigen Überlegungen hatten also überhaupt 
nichts mit dem Kalten Krieg zu tun, und auch 
die auf die aktuelle Situation von 1947/48 be-
zogenen Überlegungen standen nur zum Teil 
im Zusammenhang mit der amerikanischen 
Politik, außerhalb des bereits immens ausge-
weiteten sowjetrussischen Machtbereiches 
eine gewaltsame kommunistische Expansion 
zu verhindern („Truman-Doktrin")4).



Der Marshall-Plan, der mit der Harvard-Rede 
des amerikanischen Außenministers
5

 vom 
. Juni 1947 angeregt wurde, ist also nicht (wie 

behauptet wird) „die Umsatzstrategie jenes 
Konzepts, das in der .Truman-Doktrin' formu-
liert wurde", sondern die programmatischen 
Überlegungen, die schon in der Phase der Ko-
operation mit der Sowjetunion und unter dem 
Aspekt der Fortsetzung dieser Zusammenar-
beit entwickelt worden waren, wurden auf die 
neue politische Konstellation angewendet; da-
bei war die Eindämmung gewaltsamer sowje-
tischer Expansion ein wesentlicher Faktor 
(der erst später — insbesondere infolge der 
kommunistischen Machtergreifung in Prag im 
Februar 1948 — bei der innenpolitischen 
Durchsetzung des Marshall-Plans ins Zentrum 
rückte).
Die globale Auslandshilfspolitik der USA 
wurde durch den Marshall-Plan konzentriert 
auf diejenigen Gebiete, wo (nach den Worten 
von Under Secretary of State Dean Acheson) 
folgende Ziele am wirkungsvollsten verfolgt 
werden konnten: der Aufbau weltpolitischer 
und wirtschaftlicher Stabilität, die Förderung 
menschlicher Freiheit und demokratischer In- 
.stitutionen, die Begünstigung liberaler Han-
delspolitik und die Stärkung der Autorität der 
Vereinten Nationen. Ein innerer Zusammen-
hang mit der Truman-Doktrin ergab sich inso-
fern, als auch dort das wirtschaftliche Instru-
ment im Vordergrund stand und der Marshall- 
Plan das bisherige amerikanische Auslands-
hilfeprogramm mit ihr partiell in Übereinstim-

mung brachte5). Denn in der Reichweite blieb 
der Marshall-Plan vom Konzept der Truman- 
Doktrin verschieden: Als Europa-Plan war er 
einerseits breiter angelegt als die mit der Tru-
man-Doktrin verbundenen Hilfsmaßnahmen, 
die sich auf Griechenland und die Türkei be-
schränkten; andererseits war er als Regional-
programm enger konzipiert als das globale 
Hilfsversprechen der Truman-Doktrin. Die 
Konzentration auf einen gesamteuropäischen 
Hilfsplan und die damit zum ersten Mal ver-
bundene Befürwortung einer europäischen In-
tegration (siehe dazu weiter unten) sind die 
zentralen und innovativen Merkmale des 
Marshall-Plans.

bis hin zum Truppenaufmarsch an der türkischen 
Grenze führten) zu begegnen; siehe Jonathan 
Knight, American Statecraft and the 1946 Black Sea 
Straits Controversy, in: Political Science Quarter- 
ly, 90 (1975), S. 451-475.
5) Siehe H. Arkes, a. a. O„ S. 49 ff. (dort auch die 
Acheson-Zitat^).

Diese Hauptthese läßt sich weiter erläutern 
und präzisieren, wenn man speziell die Zusam-
menhänge zwischen amerikanischer Deutsch-
landpolitik und Marshall-Plan untersucht. Vor 
allem drei Aspekte sind nach wie vor kontro-
vers, nämlich

— Deutschlands Stellenwert im Konzept des 
Europäischen Wiederaufbauprogramms,
— der Beitrag des Marshall-Plans zur inhaltli-
chen Gestaltung des wirtschaftlichen Wieder-
aufbaus, des neuen politischen Staatswesens 
und der sozio-politischen Kultur West-
deutschlands und
— die deutsche Antwort auf die vom Mar-
shall-Plan ausgehenden Impulse.
Die folgenden Abschnitte beschränken sich 
auf die Erörterung dieser Aspekte.

II. Die europapolitische Innovation 
und ihre deutschlandpolitische Bedeutung
Mit der Formulierung und Umsetzung der 
neuen amerikanischen Stabilisierungspolitik

in violation of the Charter of the United Nations by 
such methods as coercion, or by such subterfuges as 
political infiltration." Rede Präsident Trumans vor 
dem amerikanischen Kongreß am 12. März 1947, zit. 
nach B. J. Bernstein und A. J. Matusow (Hrsg.), The 
Truman Administration, A Documentary History, 
New York u. a. 1968, S. 255.
Ott, a. a. O., S. 23, stellt den Inhalt dieser „Doktrin" 
grob vereinfachend dar und verschweigt vor allem, 
daß sie sich gegen die gewaltsame Machtergreifung 
bzw. Expansion richtete. Auch die auslösenden Er-
eignisse in Griechenland und in der Türkei werden 
von Ott nicht zutreffend beschrieben. In Griechen-
land ging es nämlich nicht um eine „sozialistische 
Entwicklung", sondern um die Frage, ob die von au-
ßen unterstützten kommunistischen Gruppen im 
Bürgerkrieg die Macht eroberten. In der Türkei galt 
es, den konkreten sowjetrussischen Drohungen (die 

in (West-)Europa erhielt das Deutschland-Pro-
blem eine neue strategische Bedeutung. Der 
tatsächlichen wirtschaftlichen Wechselbezie-
hung zwischen den westeuropäischen Län-
dern und Deutschland und der geopolitischen 
Lage Deutschlands mußte Rechnung getragen 
werden. Die Morgenthau-Politik der Bestra-
fung und Deindustrialisierung Deutschlands, 
die von Anfang an umstritten war, war bereits 
seit der Konferenz von Potsdam schrittweise 
revidiert und mit der Weisung an die amerika-



nische Militärregierung in Deut
11

schland vom 
.  Juli 1947 (Direktive 1779) offiziell von ei-

nem konstruktiven Wiederaufbaukonzept ab-
gelöst worden, das nunmehr essentieller Be-
standteil der neuen amerikanischen Europa-
politik wurde und vom Marshall-Plan her sei-
nen neuen Stellenwert gewann6). Erst infolge 
der Zuspitzungen des Ost-West-Konflikts 
setzte sich dann die Einsicht durch, die Secre- 
tary of State Marshall u. a. in einem Tele-
gramm vom 19. Februar 1948 an die amerikani-
sche Botschaft in Paris folgendermaßen zu-
sammenfaßte: „Wenn Westdeutschland in den 
kommenden Jahren nicht wirkungsvoll mit 
den westeuropäischen Staaten verbunden 
wird — erst durch wirtschaftliche Arrange-
ments und vielleicht auf irgendeine politische 
Art und Weise —, dann besteht die reale Ge-
fahr, daß ganz Deutschland in den östlichen 
Einf

7
lußbereich einbezogen wird, was für uns 

alle offenkundig schreckliche Folgen hätte. '7) 
Dementsprechend wurde der ERP-Sonder- 
botschafter Harriman im Dezember 1948 in-
struiert: „Wir dürfen es nicht zulassen, daß 
Deutschland in den sowjetischen Einflußbe-
reich einbezogen oder als Instrument sowje-
tischer Politik wiederaufgebaut wird. Die So-
wjets waren intransigent gegenüber allen frü-
heren Versuchen einer Viermächtelösung, so-
weit nicht dieses Ergebnis wahrscheinlich 
war. Deshalb muß unsere jetzige Politik darin 
bestehen, Westdeutschland in eine enge Ver-
bindung mit den freien demokratischen Staa-
ten Westeuropas zu bringen und in die Lage 
zu v

8
ersetzen, zum europäischen Wiederaufbau 

beizutragen und an ihm teilzuhaben. 18)

6) Vgl. dazu u. a. John Gimbel, The Origins of the 
Marshall Plan, Stanford, Cal. 1976, der allerdings — 
wie M. Knapp (s. Anm. 2) gezeigt hat — die deutsch-
landpolitischen Faktoren überbewertet. Siehe auch 
Manfred Knapp, Deutschland und der Marshallplan, 
in: C. Scharf und H.-J. Schröder (Hrsg.), Politische 
und ökonomische Stabilisierung Westdeutschlands 
1945-1949, Wiesbaden 1977, S. 19-43.
7) Foreign Relations of the United States (im folgen-
den zit. als FR), 1948, II, S. 71.
8) Ebd., S. 308.

9) Siehe M. Knapp, Deutschland und der Marshall-
plan, a. a. O., S. 28.
10) Vgl. u. a. das Memorandum von Bill Clayton vom 
27.5. 1947 (Anm. 3) und Joseph M. Jones, The Fif- 
teen Weeks, New York 1955, sowie neuerdings die 
Studie von Arkes (s. Anm. 1).
11) Siehe dazu Werner Link, Die amerikanische Sta-
bilisierungspolitik in Deutschland 1921-32, Düssel-
dorf 1970, passim (bes. S. 484 f.).

Die Anerkennung der strategischen Bedeu-
tung Deutschlands bedeutete jedoch nicht, daß 
der Marshall-Plan eigentlich ein Deutschland-
plan gewesen und primär als Antwort auf die 
Schwierigkeiten der amerikanischen Deutsch-
landpolitik entstanden sei. Mehrere Gründe, 
die hier nur stichwortartig genannt werden 
können, sprechen gegen eine derartige Deu-
tung:
Erstens: Für die US-Zone existierte bereits ein 
wirtschaftliches Hilfsprogramm, nämlich „Go-

vernment and Relief in Occupied Areas" (GA- 
RIOA), und es überstieg, auch in den entschei-
denden Jahren 194

9
8/49, die deutsche ERP- 

Quote ).
Zweitens: ökonomisch stand — wie die inter-
nen Aufzeichnungen eindeutig belegen — die 
Situation in Frankreich, Italien und Großbri-
tannien im Vordergrund der amerikanischen 
Hilfsüberlegungen10 ).
Drittens: Als sich Secretary of State Marshall 
entschied, ein multilaterales europäisches 
Hilfsprogramm anzuregen, folgte er nicht den-
jenigen Ratgebern, die (wie z. B. General Clay) 
die Situation aus dem engen Blickwinkel der 
amerikanischen Besatzungspolitik in Deutsch-
land betrachteten, sondern den Befürwortern 
einer dezidiert europäischen Konzeption (wie 
Clayton und Dulles), die im scharfen Gegen-
satz zu Clays Auffassung argumentierten, und 
zwar insbesondere hinsichtlich der Behand-
lung des Ruhr-Problems (s. dazu weiter un-
ten).
Mit anderen Worten: Der Marshall-Plan trägt 
seinen offiziellen Namen „European Recovery 
Program" zu Recht: Sein Hauptmerkmal und 
innovativer Charakter zugleich bestanden 
darin, daß die USA — im Gegensatz zu ihrer 
negativen Einstellung in den zwanziger Jah-
ren — die Föderation oder Integration Euro-
pas förderten und zur Erreichung dieses Ziels 
das Europäische Wiederaufbauprogramm als 
ein geeignetes Instrument ansahen. In der 
Zwischenkriegszeit hatte es die amerikani-
sche Regierung vorgezogen, enge bilaterale 
Beziehungen zu Deutschland und zu jedem 
einzelnen europäischen Staat zu unterhalten, 
und sie hatte alle Pläne für eine europäische 
Zusammenarbeit (wie z. B. den Briand-Plan) als 
gegen ihre Interessen gerichtet angesehen, als 
eine „ganging up" der Europäer gegen die 
USA”). Hingegen wollten die intellektuellen 
Väter des Marshall-Plans nicht dazu beitra-
gen, die Vorkriegsstruktur zu restaurieren, 
sondern eine grundsätzliche Neugestaltung 
zu fördern. Demgemäß wurden auch die zu 
entwickelnden deutsch-amerikanischen Be-
ziehungen eindeutig dem europäischen Kon-
zept untergeordnet und eingefügt.



Nicht Restauration, sondern Innovation war 
die Leitlinie: „Die Vorkriegsbedingungen wie-
derherzustellen, würde nicht nur eine Geld-
verschwendung, sondern ein glatter Geldmiß- 
brauch sein. Es wäre falsch, unsere Ressourcen 
dazu zu benutzen, separate Souveränitäten in 
Europa erneut aufzubauen, wenn sie ohne un-
sere Hilfe gezwungen wären, der Notwendig-
keit folgend zusammenzukommen. Aber es 
wäre angebracht, unsere Ressourcen zu nut-

zen, wenn sie dazu helfen könnten, sie zur Ein-
sicht zu bewegen."12 )

12) John Foster Dulles, Ausführungen vor der Dis-
kussionsgruppe über den Marshall-Plan des Council 
on Foreign Relations, New York, 2.2. 1948, Dulles 
Papers, Princeton University Library.
13) H. Arkes, a. a. O„ Kap. 7, S. 132 ff.
14) Die folgenden Ausführungen stützen sich auf 
meine Studie: Deutsche und amerikanische Ge-
werkschaften und Geschäftsleute 1945-1975, 
Düsseldorf 1978, S. 107 ff.

15) Rede vom 4. Oktober 1945, Aldrich Papers, Baker 
Library, Harvard University, Cambridge, Mass.
16) Report of the Thirty-third National Foreign 
Trade Convention, New York, N. Y., November 11, 
12, 13, 1946, New York 1947, S. 39 und 50.
17) Vgl. Louis P. Lochner, Herbert Hoover und 
Deutschland, Boppard 1961, S. 227 ff.; John Gimbel, 
a. a. O., S. 180 f.
18) Siehe u. a. das Schreiben von Edwin W. Pauley 
(ehern. Vertreter der USA in der Alliierten Repara-
tionskommission) an Truman, 15. April 1947, Tru-
man Presidential Library, Independence, Missouri.

Aus Respekt vor dem Selbstbestimmungs-
recht der Europäer wurde die Integration 
nicht zur Bedingung für die Gewährung öko-
nomischer Hilfe gemacht, aber immerhin 
wurde durch die Gründung der Organisation 
für europäische wirtschaftliche Zusammenar-
beit (OEEC) ein erster Impuls gegeben13 ).

III. Die Anregungen liberaler Geschäftsleute

Daß die Verbindung zwischen dem Europäi-
schen Wiederaufbauprogramm und dem 
Deutschland-Problem in Auseinandersetzung 
mit den Erfahrungen der Zwischenkriegszeit 
(also nicht primär oder ausschließlich im Kon-
text des Kalten Krieges) und in bewußter Ab-
kehr von der früheren bilateralen Praxis ent-
wickelt wurde, wird nicht zuletzt dadurch be-
stätigt, daß führende Repräsentanten der ame-
rikanischen Wirtschaftselite, die in den zwan-
ziger Jahren enge Beziehungen zu Deutsch-
land und Europa hatten, die neue Europa-Poli-
tik und die Lösung des Deutschland-Problems 
innerhalb dieses Konzepts maßgeblich mitge-
stalteten, wenn nicht sogar inaugurierten14 ).
An erster Stelle ist Winthrop Aldrich, der Vor-
sitzende des Direktoriums der Chase National 
Bank, zu nennen, der 1945 Präsident der Inter-
nationalen Handelskammer war. Die Chase 
National Bank hatte in den zwanziger Jahren 
erhebliche Anleihen nach Deutschland ver-
mittelt und sich 1930 als Finanzagentin für das 
Deutsche Reich angeboten. Bereits im Som-
mer 1945 besuchte Aldrich anläßlich der Pari-
ser IHK-Konferenz Europa und Deutschland. 
Er wurde begleitet von Shephard Morgan, dem 
Vizepräsidenten der Bank, der in der Dawes- 
Plan-Ära Mitarbeiter des amerikanischen Re-
parationsagenten gewesen war. Von Europa 
zurückgekehrt, erklärte Aldrich in einer öf-
fentlichen Rede: „Das Problem, mit dem wir 
konfrontiert sind, ist nicht, was man — isoliert 
für sich — mit Deutschland machen soll, son-

dern was man mit Deutschland im Zusammen-
hang mit den europäischen wirtschaftlichen 
Erfordernissen machen soll."15 )
Damit und mit ähnlichen Äußerungen im 
„President's Committee for Financing Foreign 
Trade" (in dem führende Industrielle und Ban-
kiers vertreten waren) war die Einfügung der 
Deutschland-Politik in den europäischen Kon-
text als Problem definiert, aber noch nicht 
konzeptionell verarbeitet. Auf der 33. National 
Foreign Trade Convention in New York am 
11. November 1946 bedauerten Aldrich und 
andere Redner (z. B. Allen Dulles, der ebenfalls 
über intensive Vorkriegsbeziehungen zu 
Deutschland verfügte und nach Beendigung 
seiner Geheimdiensttätigkeit in der Schweiz 
im Jahre 1945 eine ausgedehnte Informations-
reise durch Deutschland gemacht hatte), daß 
noch kein durchdachtes Programm zur Ein-
gliederung der deutschen Wirtschaft in die 
Gesamtwirtschaft Westeuropas existierte16 ). 
Eine mögliche Alternative wäre eine Politik 
des separaten Wiederaufbaus Deutschlands 
gewesen, die z. B. von dem ehemaligen Präsi-
denten Herbert Hoover nach seiner Deutsch-
land-Mission im Frühjahr 1947 skizziert wur-
de”). Eine solche Politik hätte Deutschland 
ökonomisch wieder zum stärksten Faktor in 
Europa gemacht. Entsprechende Bedenken 
wurden Präsident Truman unterbreitet18 ). In-
nenpolitisch und außenpolitisch (Rücksicht 



auf Frankreich!) war ein separater, unkontrol-
lierter Wiederaufbau Deutschlands nicht ver-
tretbar, und damit schied praktisch diese Al-
ternative aus.
Die konzeptionelle Verbindung von Kontrolle 
und Wiederaufbau Deutschlands und die Ein-
fügung dieser beiden Komponenten in ein 
Konzept der westeuropäischen Integration 
trug diesen Bedenken Rechnung, und zwar 
wurde sie in internen Beratungen bereits zu 
dieser Zeit vorgenommen. Ferdinand Eber-
stadt (der als ehemaliger Partner von Dillon, 
Read & Co., 1929 als Assistent von Owen D. 
Young auf der Pariser Reparationskonferenz 
und anschließend als Chef einer eigenen 
Firma enge persönliche und geschäftliche Be-
ziehungen zu Deutschland hatte) entwickelte 
im Herbst 1945 in mehreren Briefen an Secre- 
tary of the Navy Forrestal den Gedanken, die 
Ruhrindustrie zu internationalisieren und da-
mit die westeuropäische Integration einzulei-
ten: ..] Die Vereinigten Staaten von Europa 
können und — so meine ich — sollten um eine 
internationalisierte oder zumindest europäi-
sierte Ruhr als ihr Rückgrat geschaffen wer-
den."19 ) Nur eine derartige europäische Kon-
zeption schien geeignet zu sein, die französi-
schen Forderungen nach politischer und öko-
nomischer Sicherheit konstruktiv zu verarbei-
ten 20 ).

19) Brief vom 20. 9. 1946, Forrestal Papers, Princeton 
University Library.
20) Siehe Raymond Poidevin, Frankreich und die 
Ruhrfrage 1945-1951, in: Historische Zeitschrift, 
Bd. 228, (1979), S. 317-334.
21) Siehe W. Link, Die amerikanische Stabilisie-
rungspolitik, a. a. O„ S. 90 und 188 f.
22) Brief an Senator Vandenberg, 12.9. 1946, Dulles 
Papers.
23) Europe must Federate or Perish, abgedr. in: Vital 
Speeches of the Day, Vol. 13, 1947, S. 234 ff.

24) Memorandum, in: Council of Foreign Ministers 
Meeting in Moscow, February26, 1947, Dulles Pa-
pers.

Unabhängig von Eberstadt und mit dem Ge-
wicht, das er als außenpolitischer Berater des 
Republikanischen Präsidentschaftskandidaten 
besaß, vertrat John Foster Dulles — in offen-
kundiger Anknüpfung an seine Erfahrungen 
in Deutschland während des Ruhrkampfes 
und bei der amerikanischen Anleihevergabe 
in den folgenden Jahren21 ) — dieses Konzept. 
Bereits gegenüber der Stuttgarter Rede von 
Secretary of State Byrnes (6. September 1946) 
wandte er ein: „Ich hätte es für besser gehal-
ten, das deutsche Problem im Zusammenhang 
mit einer zunehmenden politischen und wirt-
schaftlichen Einheit für Westeuropa zu se-
hen."22 ) Sein Gesamtkonzept legte er in einer 
weitbeachteten Rede vor der National Publi- 
shers Association in New York am 17. Januar 
1947 der Öffentlichkeit vor23 ): Nach einem 

Plädoyer für eine Politik der Eindämmung der 
sowjetischen Expansionsbestrebungen skiz-
zierte er im Blick auf die kommende Mos-
kauer Außenministerkonferenz die europäi-
sche Dimension der deutschen Frage. Indem 
er das amerikanische Föderalismuskonzept 
auf Europa übertrug, glaubte er einen kon-
struktiven Neuansatz für eine friedliche und 
prosperierende Entwicklung Europas gefun-
den zu haben, zu der Deutschland wesentli-
ches beitragen könnte, da das Industriegebiet 
des Rheinbeckens das natürliche ökonomi-
sche Herz Westeuropas sei. „Gewiß, ein Über-
einkommen über Deutschland wird nicht per 
se eine Föderation Europas zustandebringen. 
Nur die europäischen Völker selbst können 
dies tun, und sie werden sich wahrscheinlich 
(nur) langsam bewegen. Aber die deutsche Re-
gelung wird entscheidend bestimmen, ob die 
Bewegung in Richtung auf wirtschaftliche Ei-
nigung oder zur Wiederherstellung der alten 
Struktur unabhängiger, miteinander unver-
bundener souveräner Staaten führt.“ Denn 
die Wiedererrichtung eines einheitlichen 
Deutschland mit ausschließlich deutscher 
Kontrolle über sein Wirtschaftspotential 
werde von seinen westlichen Nachbarn nicht 
akzeptiert werden: „Wenn das wirtschaftliche 
Potential Westdeutschlands nicht sicher in 
Westeuropa integriert werde, dann sollte es 
auch nicht nur von den Deutschen genutzt 
werden." Die Deindustrialisierung sei dann die 
logische Maßnahme, die allerdings nicht zu 
einer dauernden Sicherheit führen könne. 
Dulles folgerte daher, daß nur eine Föderali- 
sierung Europas unter Einschluß Deutsch-
lands eine Entwicklung des industriellen Po-
tentials Westdeutschlands im Interesse 
Westeuropas, einschließlich Deutschlands, er-
laube und daß eine derartige gemeinsame 
Kontrolle den Wiederaufbau Deutschlands er-
mögliche, ohne die Deutschen zu Herren Eu-
ropas zu machen.
Diese Rede veranlaßte Secretary of State 
Marshall, Dulles zu bitten, ihn zur Moskauer 
Konferenz zu begleiten. Zuvor versicherte sich 
Dulles der Unterstützung des leitenden Beam-
ten des State Department für sein West- 
eufopa-Konzept24 ). In Moskau bzw. auf der 
Heimreise setzte er sich gegenüber den als 
anti-französisch perzipierten Auffassungen 
Clays und Murphys durch und überzeugte 
Marshall, „daß das Problem Deutschland nicht 
isoliert behandelt werden könne". Er hatte den 



Eindruck, daß Marshall unter dem Einfluß sei-
nes Konzepts die Idee seiner Harvard-Rede 
entwickelte, „deren Grundgedanke war, daß 
das Problem Europa nur als ganzes gelöst wer-
den könne."25 )

25) Ausführungen vor dem Council on Foreign Rela- 
tions (s. Anm. 12).
26) übrigens hatte auch Assistant Secretary of State 
Will Clayton in der Zwischenkriegszeit enge Ge-
schäftsbeziehungen zu Deutschland; seine Baum-
woll-Firma Anderson, Clayton & Co. unterhielt dort 
ein Verkaufsbüro; siehe F. J. Dobney (Hrsg.), Selec- 
ted Papers of Will Clayton, Baltimore und London 
1971, S. 108. Vgl. auch unten Anm. 48.
27) So vor allem das President's Committee on Fo-
reign Aid (Harriman-Komitee), der Unterausschuß 
für Deutschland des Herter-Komitees, der Brown- 
Report und zahlreiche Erklärungen von Wirt-
schaftsverbänden.

28) Siehe die Nachweise in meiner o. g. Studie 
(Anm. 14).
29) CIO Papers, Secretary Treasury, Box 119, Ar- 
chives of Labor History, Wayne State University, 
Detroit, Michigan.
30) Zu dem letztgenannten Punkt siehe auch den 
Bericht von William L. Bennett, Bankers View 
Marshalls Plan as Inflationary, in: New York Herald 
Tribune, 29. 6.1947. Dieses Faktum wird in der links-
sozialistischen Literatur meist übersehen und statt 
dessen u. a. die Funktion des Marshall-Plans, durch 
Stabilisierung der europäischen Absatzmärkte „die 
amerikanische Wirtschaft selbst vor einer drohen-
den Krise zu bewahren", überbetont (so Huster, 
Kraiker, Scherer, Schlotmann, Welteke, Determi-
nanten der westdeutschen Restauration 1945-1949, 
Frankfurt 19732, S. 76). Gegenüber dieser Interpreta-

Die europäische Lösung war also vorbereitet 
worden von den Diskussionen der ökonomi-
schen Elite, unter maßgeblicher Beteiligung 
derjenigen Männer, die aufgrund ihrer frühe-
ren Geschäftsbeziehungen und nach unmittel-
baren Eindrücken im Nachkriegsdeutschland 
geprägt worden waren26 ). Die amerikanische 
Regierung konkretisierte dieses Programm (in 
einem von John Gimbel detailliert geschilder-
ten, langwierigen bürokratischen Verhand-
lungsprozeß), als das kooperative Friedenssi-
cherungskonzept, vor allem nach dem Fehl-
schlag der Zusammenarbeit in der atomaren 
Frage, gescheitert und damit auch die koope-
rative Vier-Mächte-Politik unmöglich gewor-
den war.
Erst nach dieser Veränderung in der interna-
tionalen Umwelt wurde die neue Europa-Poli-
tik und mit ihr die neue Deutschland-Politik, 
so wie sie von den genannten Vertretern der 
ökonomischen Elite vorkonzipiert und inner-
bürokratisch und international modifiziert 
worden war, zur offiziellen amerikanischen 
Politik. Diejenigen Geschäftsleute, die an der 
Begutachtung, Ausformulierung und Durch-
führung des europäischen Hilfsprogramms be-
teiligt waren, unterstützten konsequenter-
weise die volle Einbeziehung Westdeutsch-
lands als wesentliche Voraussetzung für sein 
Gelingen27 ). Sie vermittelten entsprechende 
Erkenntnisse und Informationen, die sie in Eu-
ropa und Deutschland — nicht zuletzt in di-
rekten Gesprächen mit deutschen Geschäfts-
leuten — gewonnen hatten, in den internen 
amerikanischen Entscheidungsprozeß.
Es wäre freilich falsch und entspräche ledig-
lich einem weitverbreiteten ideologischen 
Vorurteil, wollte man aus diesem Sachverhalt 
schließen, der Marshall-Plan sei Ausdruck ei-

nes einseitigen Klässeninteresses oder des 
Expansions- und Herrschaftsstrebens des 
amerikanischen Wirtschaftsimperialismus ge-
wesen. Auch die Gewerkschaften, die die Si-
tuation in Europa und Deutschland ähnlich de-
finierten wie die zitierten liberalen Geschäfts-
leute, unterstützten das Europäische Wieder-
aufbauprogramm 28 ). Die American Federation 
of Labor und der Congress of Industrial Orga- 
nizations arbeiteten aktiv und gleichberech-
tigt in der Verwaltung des Marshall-Plans mit. 
Abgesehen von den Kommunisten, kam der 
Widerstand von den konservativen Kreisen 
der Geschäftswelt und von der linksliberalen 
Gruppe um den entlassenen Handelsminister 
Wallace.
In einem Telegramm an den Schatzmeister der 
CIO, James B. Carey, vom 17. November 1947 
skizzierte das State Department die innenpoli-
tische Konstellation folgendermaßen29 ): „Eine 
eben fertiggestellte Übersicht über die Ein-
stellung gesellschaftlicher Gruppen zum 
Marshall-Plan zeigt, daß Farmer-Verbände, 
Gewerkschaften, Veteranen-Verbände, reli-
giöse Gruppierungen und allgemeine Bürger- 
Komitees breite Unterstützung liefern. Oppo-
sition ist hauptsächlich bei konservativen 
Wirtschaftsverbänden, wie z. B. bei der US 
Chamber of Commerce, zu finden; das Wall 
Street Journal und der National Industrial 
Conference Board äußern Bedenken [...]. Ab-
gesehen von Henry Wallaces Progressive Ci- 
tizens of America, die opponieren, ergibt sich 
als allgemeine Schlußfolgerung [der Über-
sicht]: Je liberaler die Gruppen sind, um so 
mehr sind sie für den Marshall-Plan, und je 
konservativer die Gruppen sind, um so mehr 
lehnen sie ihn ab. Angesichts dieser Analyse 
ist jede Behauptung, der Marshall-Plan sei ein 
Geschöpf der Wall Street, unwahr. Wall Street 
möchte Geld für Steuerreduktionen sparen, 
statt es dem Ausland zur Verfügung zu stel-
len."30 )



Untersuchungen im Frühjahr 1948 und die An-
hörungen (Hearings) zum ERP-Gesetz beleg-
ten31 ). daß diese Kräfteverteilung im wesentli-
chen bestehen blieb. Das Europäische Hilfs-

tion hatte schon der Bericht des President's Com-
mittee on Foreign Aid (Harriman-Komitee), Euro- 
pean Recovery and American Aid, Washington, 
D. C., November 7, 1947, festgestellt: „The Commit-
tee regards as nonsense the idea which prevails to a 
considerable degree in this country and abroad that 
we need to export our goods and Services as free 
gifts, to insure our own prosperity. On the contrary, 
we are convinced that the immediate economic dan- 
ger to the United States is Inflation, which means, 
among other things, a shortage of goods in relation 
to demand" (S. 3). In diesem Bericht wird im übrigen 
das Zusammenwirken von humanitären, wirtschaft-
lichen und politischen Elementen, die das vitale In-
teresse der USA am europäischen Wiederaufbau 
begründeten, überzeugend nachgewiesen (S. 17 ff.).
31) Positions of American National Organizations 
on the European Recovery Program, February 19, 
1948, Acheson Papers, Truman Library (die großen 
Wirtschaftsverbände werden dort unter der Rubrik 
„Organizations Supporting the ERP With Important 
Qualifications" eingeordnet). — Hearings before the 
Committee on Foreign Relations, U. S. Senate, 80th 
Congress, Second Session, United States Assistance 
to European Economic Recovery, Part I, January 8,9, 
10, 12, 13, 14 and 15, 1948, Washington, D. C. 1948. 
31a).Das wird auch erkennbar anhand der Zusam-
mensetzung und der Tätigkeit des „Committee for 
the Marshall Plan", über dieses Bürger-Komitee 
werde ich gelegentlich einen gesonderten Beitrag 
schreiben.

32) Patterson Papers, Box 2-3. Die „Waffe“ wirkte 
schließlich gegenüber Frankreich, das seine Zone 
aus diesem Grunde mit der Bizone verband (vgl. 
Poidevin, a. a. O., S. 327), aber nicht gegenüber der 
UdSSR.
33) So E. Ott, a. .a. O., S. 22.
34) Vgl. zusammenfassend neuerdings P. Dawson 
Ward, The Threat of Peace, James F. Byrnes and the 
Council of Foreign Ministers, 1945-1946, Kent, Ohio 
1979, S. 93f. und 119f.
35) Secretary of State an die U. S. Botschaft in Paris,
26.5. 1948, in: FR 1948, II, S. 284. Ferner: Deutsch-
lands Beitrag zum Marshallplan, Ausgewählte Kapi-
tel aus den Harriman- und Herter-Reports, Kieler 
Veröffentlichungen, H. 3, Hamburg 1948, S. 25 und 
34.

programm war Ausdruck einer breiten libera-
len Strömung in der amerikanischen Gesell-
schaft.

IV. Der Beitrag zur Bildung eines westdeutschen Staates

Der Einschluß der Westzonen Deutschlands in 
das Europäische Wiederaufbauprogramm 
machte es notwendig, in irgendeiner Weise 
eine deutsche Regierung zu schaffen, denn das 
gesamte Programm beruhte ja auf dem Prinzip 
der gemeinsamen Entscheidungsfindung (Ar- 
kes), nicht auf dem Prinzip eines imperialisti-
schen Diktats. Wie eine politisch-staatliche 
Regelung für die Westzonen aussehen und an-
gesteuert werden konnte, war indes eine of-
fene Frage. Gewiß, rückblickend betrachtet, 
war die Schaffung der Bizone bereits ein erster 
organisatorischer Schritt zur Weststaatsgrün-
dung. Aber 1946, als die bizonale Entscheidung 
getroffen wurde, war bei der amerikanischen 
Regierung der politische Wille, die deutsche 
Einheit zu erhalten, noch vorherrschend. 
Diese Feststellung wird belegt durch die inter-
nen Beratungen des War Council; General Ei-
senhower (JCS) erklärte dort am 5. Dezember 
1946, „daß das bizonale Arrangement ein kon-
struktives Programm der Selbstversorgung 

darstelle, das eine große politische Waffe beim 
Zustandebringen dieser Einheit sein könne, da 
die Russen den Ruhr-Stahl benötigten"32 ).
Es ist mithin unzutreffend, wenn behauptet 
wird, daß der „Weg zur Schaffung der Voraus-
setzungen für einen separaten Staat“ 1946 „of-
fensichtlich" geworden und mit Byrnes’ Stutt-
garter Rede vom 6. September 1946 „die wei-
tere Entwicklung in dieser Richtung auch offi-
ziell abgesteckt" worden sei33 ). Dem politi-
schen Einheitskonzept entsprach in dieser 
Phase der von Secretary of State Byrnes wie-
derholt angebotene Vier-Mächte-Vertrag zur 
Garantie der Entmilitarisierung Deutschlands 
für einen Zeitraum von 25 bzw. 40 Jahren34 ). 
Die Situation war 1946/47 also noch relativ of-
fen. Der Marshall-Plan trug dann indirekt in-
sofern zur Herausbildung einer staatlich-poli-
tischen Organisation für Westdeutschland bei, 
als die UdSSR mit der Entscheidung, sich nicht 
an dem Europäischen Wiederaufbaupro-
gramm zu beteiligen, automatisch auch die So-
wjetische Besatzungszone in Deutschland aus-
schloß. Die Beschränkung implizierte zugleich 
die analoge Beschränkung des gesamtdeut-
schen Konzepts auf ein westdeutsches. Das 
State Department kam daher zu dem logi-
schen Schluß, daß „ein maximaler deutscher 
Beitrag zum europäischen Wiederaufbau nicht 
erreicht werden könne, ohne eine politische 
Organisation Westdeutschlands einzurich-
ten"35 ).
Diese Schlußfolgerung (die auch von den ver-
schiedenen Beratungsausschüssen geteilt 



wurde) beinhaltete jedoch keineswegs eine 
Vorentscheidung für diejenige politische Lö-
sung, die schließlich mit der Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland gefunden wurde. 
John Foster Dulles, um nur einen der einfluß-
reichen Berater auf diesem Felde zu nennen, 
schlug eine völlig andersartige Lösung vor, 
nämlich die Bildung von vier selbständigen 
deutschen Staaten, die in ein integriertes 
Westeuropa als „separate Staaten, nicht in 
Form eines westdeutschen Bundesstaates", 
eingegliedert werden sollten36 ). Der europäi-
sche Rahmen war Hauptbestandteil der ame-
rikanischen Politik, England, Frankreich, Ita-
lien usw. zu unterstützen und zugleich das 
Deutschland-Problem zu lösen. Um West-
deutschland in diesen europäischen Rahmen 

37) Dulles Papers.
38) Protokoll der 2. Sitzung mit Bundesminister Blü-
cher am 10. 11. 1949 im Bundesministerium für den 
Marshallplan, Frankfurt/Main, Nachlaß Blücher, 
Bundesarchiv Koblenz.
39) Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 
Bd. 2, 18. 1. 1950, S. 833 ff.

zu integrieren, waren verschiedene Arten po-
litischer Organisation möglich, solange sie nur 
mit diesem generellen Ziel der europäischen 
Einigung vereinbar waren. Diese Überlegung 
wurde wiederum am klarsten von John Foster 
Dulles formuliert, indem er an Senator Van-
denberg am 5. Dezember 1949 (nachdem die 
Bundesrepublik Deutschland gegründet war) 
schrieb37 ), „daß nur durch [europäische] Ein-
heit Stärke entstehen kann, und nur Stärke in 
Westeuropa schafft den Rahmen, innerhalb 
dessen es möglich ist, Deutschland zu gestat-
ten, wieder stark zu werden, ohne Westeuropa 
zu beherrschen oder eine gefährliche Ver-
handlungsposition zwischen Ost und West 
einzunehmen".

V. Die Absicherung der Westbindung

Daß in dem bilateralen deutsch-amerikani-
schen ERP-Abkommen vom 15. Dezember 
1949 Vorsorge getroffen wurde, um die letzt-
genannte Alternative praktisch auszuschalten, 
ist in der Literatur bisher übersehen worden. 
Artikel I, 3 dieses Abkommens enthält näm-
lich die Klausel, daß die „Exporterlöse aus der 
gesamten künftigen Produktion und aus La-
gerbeständen der Bundesrepublik [...] für die 
Bezahlung der Hilfeleistungen, die gemäß 
dem Abkommen bereitgestellt worden sind, 
verfügbar sein" würden. Eine derartige Ver-
pfändungsklausel gab es in keinem anderen 
ERP-Abkommen. Mit seiner Hilfe sollten auch 
in Zukunft Reparationslieferungen an die So-
wjetunion aus der deutschen Produktion ver-
hindert und feste Bindungen an die amerikani-
sche Politik vertraglich fixiert werden.
Vizekanzler Blücher, der Bundesminister für 
den Marshall-Plan, und seine Berater haben 
seinerzeit diese Absicht mit Besorgnis und in-
nerem Widerstand klar erkannt. In einer Be-
sprechung am 10. November 1949 stellte Blü-
cher „zu dem ganzen Problem der Verpfän-
dung den außenpolitischen Gesichtspunkt als 
maßgebend heraus: Durch die Verpfändung 
würde die Bundesrepublik sich selbst die 
Möglichkeit beschränken, eines Tages mit So-
wjetrußland über die Reparationen und die 
Fragen der Ostzone und der Ostgebiete zu ei-
ner Einigung zu kommen [...]. Dr. Emminger 
unterstreicht diesen Gesichtspunkt des Mini-

35) Ausführungen vor dem Council on Foreign Rela- 
tions (s. Anm. 12).

sters mit dem Hinweis, daß nach seiner Kennt-
nis die Amerikaner mit der Verpfändungs-
klausel unsere Politik an ihren Willen binden 
und insbesondere selbständige Verhandlun-
gen der Bundesrepublik mit Sowjetrußland 
von ihrer Einwilligung abhängig machen wol-
len."38 )
Es ist nicht verwunderlich, daß in der Ratifika-
tionsdebatte des Deutschen Bundestages 
diese hochpolitische Implikation von dem 
KPD-Abgeordneten Rische aufgegriffen und 
in seine Propagandarede eingebaut wurde, 
während die Mitglieder der Regierungspar-
teien und der demokratischen Opposition ab-
schwächend auf die Tatsache verwiesen, daß 
Rückzahlungen aus Exporterlösen davon ab-
hängig gemacht wurden, daß sie mit der Erhal-
tung einer friedlichen und gesunden deut-
schen Wirtschaft vereinbar seien39 ).
Die weitere Entwicklung der deutschen In-
nen- und Außenpolitik machte den politischen 
Zweckinhalt der Verpfändungsklausel obso-
let. Gleichwohl ist die Existenz dieser Klausel 
bemerkenswert. Sie belegt, daß sogar unter 
dem Regime des Besatzungsstatuts, das die 
außenpolitische Souveränität der Bundesrepu-
blik Deutschland einschränkte, der Marshall-



Plan als ein zusätzliches potentielles Instru-
ment benutzt wurde, um sicherzustellen, daß 
die Bundesrepublik fest in den Westen inte-
griert blieb. Für die Bundesrepublik Deutsch-

land bedeutete der Marshall-Plan nicht nur 
ökonomische, sondern auch politische Inte-
gration in den Westen, die von allen demokra-
tischen Parteien bejaht wurde.

Während der außenpolitische Aspekt des 
Marshall-Plans oftmals unterbewertet wurde, 
wurden seine ökonomischen Implikationen 
für Deutschland nicht selten überbewertet. So 
ist immer wieder behauptet worden, der Mar-
shall-Plan habe die Versuche zur Verstaatli-
chung der westdeutschen Grundstoffindustrie 
verhindert. Auch neuerdings wird wieder kon-
statiert, der „präjudizierende Charakter“ des 
Marshall-Plans für die Wirtschaftsordnung 
Westdeutschlands sei „offenkundig", und ge-
nerell wird von der „Verhinderung der Soziali-
sierungsmaßnahmen durch die US-Militärre-
gierung" gesprochen40 ). Beide Aussagen sind 
in dieser Form nicht haltbar. Gewiß, es ist zu-
treffend, daß gemäß dem amerikanischen 
Wertesystem, in dem freiheitliche Demokratie 
und freie Wirtschaft eine untrennbare Einheit 
bilden, die amerikanischen politischen und 
ökonomischen Eliten hofften und wünschten, 
daß sich in Westdeutschland eine freie Markt-
wirtschaft durchsetzen würde. Aber zwischen 
Wunsch und Oktroi ist zu unterscheiden. Die 
eigentliche Frage lautet, ob und gegebenen-
falls inwieweit die USA diesen Wunsch zu ei-
ner Bedingung für die amerikanische Hilfelei-
stung an Deutschland machten.

40) E. Ott, a. a. O., S. 28.
41) Speziell zu England siehe D. C. Watt, American 
Aid to Britain and the Problem of Socialism, 1945- 
1951, in: American Review, 2, 1963, S. 46ff.

42) Die Direktive 1779 vom 15. 7. 1947 lautete in Pa-
ragraph 21c: „While it is our duty to give the Ger-
man people an opportunity to learn of the principles 
and advantages of the free enterprise, you will 
refrain from interfering in the question of public 
ownership of enterprises in Germany, except to en- 
sure that any choice for or against public ownership 
is made freely through the normal processes of de- 
mocratic government. No measure of public owner-
ship shall apply to foreign-owned property unless 
arrangements which are satisfactory to your Go-
vernment have been made for the compensation of 
foreign owners. Pending ultimate decision as to the 
form and powers of the central German Govern-
ment, you will permit no public ownership measure 
which would reserve that ownership to such central 
government."
43) Schreiben des Amtes der Militärregierung an 
die Hessische Regierung vom 3. 1. 1949, publiziert 
in: Gerd Winter, Sozialisierung in Hessen 1946- 
1955, in: Kritische Justiz, 7, 1974, S. 157ff. Auch die 
folgenden Ausführungen stützen sich auf diesen 
Aufsatz.

Auch hier ist die europäische Dimension ein-
zubeziehen. Denn nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in anderen europäischen Staa-
ten gab es bekanntlich Sozialisierungstenden-
zen bzw. wurden (wie in England) auf demo-
kratischem Wege Sozialisierungsmaßnahmen 
durchgeführt. Ob mit den amerikanischen Hil-
feleistungen, die von allen europäischen Län-
dern (einschließlich Deutschlands) dringend 
benötigt wurden, eine Sozialisierungspolitik 
in den Empfängerländern vereinbar sein soll-
te, war mithin ein generelles Problem41 ), das in 
Deutschland durch den Grundwiderspruch 
zwischen Demokratisierung und Besatzungs-
diktatur eine zusätzliche Verschärfung erfuhr: 
Die amerikanische Besatzungspolitik mußte

VI. Die Sozialisierungsfrage

dem Grundkonsens über die Unabdingbarkeit 
einer freien marktwirtschaftlichen Ordnung, 
der in der amerikanischen Demokratie be-
stand, Rechnung tragen und zugleich gemäß 
dem eigenen Demokratiepostulat in der US- 
Zone eine potentielle bzw. (wie im Falle Hes-
sen) eine aktuelle demokratische Entschei- 
.dung für die Sozialisierung der Grundstoffin-
dustrie respektieren.
.Die amerikanische Regierung rang sich — ge-
gen interne Widerstände — dazu durch, eine 
Politik zu verfolgen, die eine demokratisch be-
gründete Sozialisierung in der US-Zone nicht 
ausschloß42 ).

Mehr noch: In Hessen (US-Zone) wurde — ent-
gegen weitverbreiteter Meinung — die Sozia-
lisierung nicht auf Dauer suspendiert, sondern 
(allerdings in restriktiver Auslegung) verwirk-
licht. Die amerikanische Militärregierung ver-
trat lediglich die Auffassung, daß der Eigen-
tumstitel nicht qua Art. 41 automatisch auf die 
Hessische Landesregierung übertragen wor-
den sei43 ): „Freilich kann der Eigentumstitel 
übertragen werden, sobald die Einzelheiten 
dafür gesetzlich festgelegt werden. Zu diesen 
Einzelheiten gehört die Entschädigung der 
Eigentümer." Daß die Verabschiedung des 
Durchführungsgesetzes sich sehr verzögerte,



lag nicht am Einspruch der US-Besatzungs-
macht, sondern an den Stimmverhältnissen im 
Hessischen Landtag, d. h. die Sozialisierung 
beschränkte sich schließlich auf die Errich-
tung der Hessischen Berg- und Hüttenwerke; 
für diesen Komplex wurden 30,4 Millionen 
DM Entschädigung gezahlt.
Im Prinzip hielt die amerikanische Regierung 
auch hinsichtlich der Sozialisierung im Ruhr-
gebiet an der Auffassung fest, daß das deut-
sche Volk in freier demokratischer Entschei-
dung über die Wirtschaftsordnung befinden 
sollte. Angesichts der Bedeutung des Ruhrge-
biets für ganz Deutschland war nach amerika-
nischer Überzeugung der Landtag von Nord-
rhein-Westfalen nicht hinreichend legitimiert 
und waren vor der Bildung einer nationalen 
bzw. westdeutschen Regierung die Vorausset-
zungen für eine derartige freie Entscheidung 
nicht gegeben. Zudem hätte eine Verstaatli-
chung im Ruhrgebiet das Land Nordrhein- 
Westfalen zum beherrschenden Staat ge-
macht44'). Der zwischen der britischen und der 
amerikanischen Regierung im August 1947 
ausgehandelte Kompromiß bedeutete eine 
Verschiebung der Entscheidung in der Hoff-
nung, daß sie später zugunsten einer freien 
Marktwirtschaft ausfallen werde. Er war kein 
Oktroi der amerikanischen Wirtschaftsord-
nung.

44) Vgl. FR 1947, II, S. 930 und 947.
45) Vgl. FR 1947, II, S. 914, 929, 932 und 947. Dazu und 
zu dem Gesamtproblem J. Gimbel, a. a. O., Kap. 16.
46) Tel. an State und War Department, 27. 4. 1947, in: 
FR, II, S. 911.

47) Vgl. Dörte Winkler, Die amerikanische Soziali-
sierungspolitik in Deutschland 1945-1948, in: H. A. 
Winkler, a. a. O., S. 88-110.
48) Owen D. Young (General Electric Co.) war in den 
zwanziger Jahren Mitglied der beiden Sachverstän-
digenausschüsse, die die Reparationszahlungen 
1924 und 1929 regelten, und aufgrund der Koopera-
tionsabkommen zwischen General Electric und 
AEG Mitglied des Aufsichtsrats der AEG. — Harri-
man hatte 1920 zwischen seinem Konzern und der 
Hapag ein Kooperationsabkommen abgeschlossen, 
war Mitglied des Aufsichtsrats der Hapag und ar-
beitete 1925 eng mit der Disconto-Gesellschaft zu-
sammen; er war mit 35 % an der Berliner Holdingge-
sellschaft der Oberschlesischen Vereinigten Kö-
nigs- und Laurahütte AG beteiligt. — Siehe dazu ge-
nauer W. Link, Die amerikanische Stabilisierungs-
politik, a. .a. O., passim.
49) Owen D. Young Papers, Van Hornesville, N. Y.

Bei all diesen Überlegungen und Entscheidun-
gen auf der Regierungsebene war das unmit-
telbare Ziel der Produktionssteigerung und 
die Rücksichtnahme auf die französischen In-
teressen ausschlaggebend454). Zusätzlich argu-
mentierte General Clay in seinem Bestreben, 
eine gegen Sozialisierungsmaßnahmen ge-
richtete Politik in Washington durchzusetzen, 
mit dem Hinweis, er sei sicher, daß eine sozia-
lisierte Wirtschaft der Bizone für amerikani-
sche Industrielle und Bankiers, von deren Fi-
nanzierungsbereitschaft das deutsche Export-
programm letzten Endes abhängen werde, un-
akzeptabel sei46 ).
Jedenfalls war die amerikanische Regierung, 
die bereits einen großen Teil der deutschen 
Lebensmittelimporte mit amerikanischen 
Steuergeldern finanzierte, nicht bereit, zusätz-
liche Dollars bereitzustellen, damit Entschädi-
gungen für sozialisierte Betriebe bezahlt wer-
den könnten.

Aus all dem ergibt sich, daß das Problem der 
Verstaatlichung der deutschen Grundstoffin-
dustrie zunächst ein Problem der amerikani-
schen Besatzungspolitik war; und bezüglich 
der Zukunftsauswirkungen einer Sozialisie-
rung war die Hauptfrage nicht, ob die Ver-
staatlichung amerikanische Regierungskredite 
verhindern, sondern, ob sie die private An-
leihebereitschaft ausschließen würde. Im Kon-
text des Marshall-Plans gewann dann die So-
zialisierungsproblematik zusätzlich ein takti-
sches Gewicht: Eine amerikanische Zustim-
mung und Mitwirkung an dem britischen So-
zialisierungsprogramm an der Ruhr wäre auf 
den vehementen Widerstand Frankreichs ge-
stoßen und hätte vor allem neue Schwierigkei-
ten im amerikanischen Kongreß erzeugt, so 
daß innen- und außenpolitisch die Verwirkli-
chung des Europäischen Wiederaufbaupro-
gramms blo 47ckiert worden wäre ).
Die Gründe gegen eine Sozialisierung der 
Ruhr-Industrie waren also gewichtig. Gleich-
wohl sollte nicht übersehen werden, daß die 
amerikanischen politischen und ökonomi-
schen Eliten in ihren diesbezüglichen Urteilen 
differenzierter waren, als einige Historiker 
vermuten. Innerhalb der Regierung gab es die 
Tendenz, „ein sozialistisches Programm für 
Deutschland hinzunehmen". Owen D. Young, 
der Mitglied des Harriman-Ausschusses war 
und ebenso wie Harriman Deutschland auf-
grund seiner Vorkriegstätigkeit bestens kann-
te48 ), resümierte in einem Brief an Harriman 
vom 12. September 1947 diese von ihm kriti-
sierten Überlegungen wie folgt49 ): „Wenn wir 
ein sozialistisches Programm nicht hinneh-
men oder gar versäumen, es aktiv zu betrei-
ben, dann wird die kommunistische Propa-
ganda so wirkungsvoll sein, daß sie all unsere 
finanzielle Hilfe zunichte macht." Daß dieses 
Resümee eine korrekte Wiedergabe offizieller



Gedankengänge war, wird durch interne Do-
kumente bestätigt. Im State Department 
wurde die Unterstützung sozialdemokrati-
scher Regierungen in Europa (als Gegenge-
wicht zu kommunistischen Trends) befürwor-
tet und betont, „daß die Regierung die Unter-
stützung derjenigen europäischen Länder 
nicht verweigert hat, deren Regierungen ex-
tensive Verstaatlichungsprogramme in An-
griff genommen haben, wie vor allem das Ver-
einigte Königreich und Frankreich. Die deut-
sche Tendenz zur Verstaatlichung sollte als 
Teil der gleichlaufenden allgemeinen europäi-
schen Tendenz angesehen werden. Sie zu be-
kämpfen, würde den Kommunisten ein Argu-
ment in die Hand geben, das sie in ganz West-
europa einsetzen würden"50 ).

50) Riddleberger and Hilldring, 8.7.1947, Records of 
the Assistant Secretary of State for Occupied Areas, 
zit. bei D. Winkler, a. a. O„ S. 101. Daß auch Dr. Kurt 
Schumacher 1947 bei seinem USA-Besuch (der erste 
prominente deutsche Politiker, der in die USA ein-
geladen wurde, war also der Vorsitzende der deut-
schen Sozialdemokratie!) in der Sozialisierungs-
frage Verständnis fand, geht aus seinem Brief an 
Waldemar von Knoeringen vom 5. 11. 1947 hervor; 
siehe das diesbezügliche Zitat in meiner o. a. Studie 
(Anm. 14), S. 206.
51) Schreiben'an Forrestal vom 6.6. 1947, unter Be-
zugnahme auf ein Gespräch im New Yorker Links 
Club (Forrestal Papers, Box 75). Forrestal antwortete 
am 10.6.1947: „Ich glaube nicht, daß es einen großen 
Unterschied zwischen unseren Ansichten gibt. Was 
ich meinte, war, daß ich nicht glücklich darüber 
wäre, wenn die Briten der britischen Zone in 
Deutschland ein staatliches Industriesystem auf-
zwingen würden. Wenn die Deutschen es wün-
schen, sollen sie es bekommen — aber ich glaube 
nicht, daß wir sie veranlassen sollten, es zu überneh-
men."
52) Brief von Warburg an Dean Acheson vom 9.5. 
1947 (Kopie in den Warburg Papers).

53) Zusätzlich zum Wortlaut des Harriman-Berichts 
siehe den Brief von Richard M. Bissell, Jr., Executive 
Director, President's Committee on Foreign Aid, an 
Dr. Wilford I. King, Committee for Constitutional 
Government, New York, vom 14. 11. 1947 (Depart-
ment of Commerce), in dem es u. a. hieß: „Die Tradi-
tion der amerikanischen Außenpolitik schließt eine 
solche Einmischung aus, und nach Ansicht des [Har- 
riman-]Ausschusses würde jeder Versuch, europäi-
schen Regierungen eine bestimmte Wirtschaftspoli-
tik vorzuschreiben, die Erreichung der Hauptziele 
des Wiederaufbaus, wie sie im Bericht beschrieben 
sind, unmöglich machen."
54) Militärregierungsgesetz Nr. 75, 10. 11. 1948, Prä-
ambel, in: Amtsblatt der Militärregierung Deutsch-
lands, Amerikanisches Kontrollgebiet, Ausgabe L, 
S. 22. Vgl. dazu neuerdings Horst Lademacher, Die 
britische Sozialisierungspolitik im Rhein-Ruhr- 
Raum 1945-1948, in: Großbritannien und die briti-
sche Zone 1945-1949, Wiesbaden 1979, S. 51-92 (hier 
S. 87 ff.). Da sich Lademacher auf die britischen Ak-
ten stützt, wird er der Vielschichtigkeit der ameri-
kanischen Politik nicht gerecht; zur Korrektur vgl. 
D. Winkler (a. a. O.).

Führende amerikanische Geschäftsleute teil-
ten diese Auffassung. Sie waren durchaus in 
der Lage, zwischen demokratischem'Sozialis-
mus und totalitärem Kommunismus zu unter-
scheiden. Thomas W. Lamont (J. P. Morgan & 
Co.) war sogar bereit, zu tolerieren, daß die Bri-
ten amerikanische Finanzhilfe teilweise für 
die Durchführung der Sozialisierung in der 
deutschen Industrie nutzten, da er „die Aus-
dehnung des Kommunismus — des Polizei-
staates — mehr fürchtete" als den demokrati-
schen Sozialismus51 )- Im gleichen Sinne argu-
mentierte der Bankier James Warburg, daß 
der demokratische Sozialismus der Freund 
und nicht der Feind der Vereinigten Staaten 
sei. Für Männer wie Lamont und Warburg war 
entscheidend die Erhaltung der politischen 
Freiheit52 ). Dementsprechend lehnte es auch 
der Harriman-Ausschuß (einschließlich jener 

Mitglieder, die die Geschäftswelt repräsen-
tierten) ab, denjenigen Industriellen zu folgen, 
die Ländern mit „kollektivistischer" Politik die 
Marshall-Plan-Hilfe versagen wollten53 ).
Was Deutschland anbelangte, so wurde mit 
dem Gesetz Nr. 75 der amerikanischen und 
britischen Militärregierung die „endgültige 
Entscheidung über die Eigentumsverhältnisse 
im Kohlebergbau und in der Eisen- und Stahl-
industrie einer aus freien Wahlen hervorge-
gangenen, den politischen Willen der Bevöl-
kerung zum Ausdruck bringenden deutschen 
Regierung" überlassen54 ), und diese Regierung 
entschied sich nicht für die Sozialisierung, 
sondern für die soziale Marktwirtschaft.
Angesichts dieser Tatsache kann man nur dar-
über spekulieren, wie die amerikanische Re-
aktion auf eine demokratische Entscheidung 
in entgegengesetzter Richtung gewesen wäre. 
Darüber, daß die amerikanische Regierung sie 

^akzeptiert hätte, kann es aufgrund der inter-
nen Erörterungen und des tatsächlichen Ver-
haltens in der Mitbestimmungsfrage (vgl. un-
ten) keinen Zweifel geben. Was die vermutli-
che Reaktion der amerikanischen Geschäfts-
leute anbelangt, so sollte schon alleine das 
Verständnis einiger Bankiers für die Soziali- 
sierungspolitik der Labour-Regierung skep-
tisch machen gegenüber der vorschnellen Be-
hauptung, eine Obstruktionspolitik amerika-
nischer Geschäftsleute sei mit Sicherheit zu 
erwarten gewesen. Andererseits ist zu berück-
sichtigen, daß die Kredit- und Investitionswür-
digkeit des mit dem Erbe des Nationalsozialis-
mus und des Krieges belasteten Deutschlands 
in weitaus größerem Maße beeinträchtigt war 
und durch Sozialisierungsmaßnahmen zusätz-



lieh gefährdet, wenn nicht gar völlig zerstört 
hätte werden können.
Die intensive Einflußnahme der NAM und des 
NFTC gegen die Einführung der partitäti- 
schen Mitbestimmung in der Montan-Indu- 
strie und das anschließende Disengagement in 
diesem Sektor55 ) geben der These, daß im So-
zialisierungsfalle ein gravierender Vertrau-
ensverlust eingetreten wäre, eine hohe Wahr-
scheinlichkeit. Die Auseinandersetzungen um 
die Mitbestimmung belegen jedoch auch, daß 
trotz der massiven Intervention amerikani-
scher Geschäftsleute konträre strukturpoliti-
sche Entscheidungen getroffen werden konn-
ten. Im Falle der Mitbestimmung war es sogar 
die amerikanische Hochkommission, die ge-
gen die transnationalen Interventionen ameri-
kanischer Geschäftsleute durch die Aufhe-
bung der ursprünglich verordneten Suspen-
dierung einen wesentlichen Impuls für eine 
bundesgesetzliche Mitbestimmungsregelung 

55) Statt privater Anleihen wurden aber (ab 1953) 
staatliche Anleihen an die Montan-Union gegeben, 
von denen die deutschen Werke den Hauptanteil 
erhielten; siehe Industrie-Kurier, 29.7. 1958, Die 
Welt, 20.5. 1964.

56) Siehe dazu W. Link, Deutsche und amerikani-
sche Gewerkschaften und Geschäftsleute 1945- 
1975, a. a.O., S. 75 ff.
57) Vgl. ebd., S. 138f.
57a) Diese Interpretation wird zusätzlich durch die 
Tatsache gestützt, daß sowohl Großbritannien als 
auch Frankreich die amerikanische Selbstbindung 
ernst nahmen. Die britische Regierung wertete 
nämlich „das Ergebnis in der Sozialisierungsfrage 
nicht als Niederlage, sondern als Erfolg“; sie dankte 
der amerikanischen Regierung, daß sie eine Über-
einkunft akzeptierte, „which did not preclude the 
eventual socialisation of these industries" (zit. bei 
Rolf Steininger, Reform und Realität. Ruhrfrage 
und Sozialisierung in der anglo-amerikanischen 
Deutschlandpolitik 1947/48, in: Vierteljahrshefte für 
Zeitgeschichte, 27,1979,'S. 228). Die französische Re-
gierung war empört, da sie ebenfalls die Möglich-
keit einer späteren Verstaatlichung, die sie aller-
dings strikt ablehnte, durch die Präambel des Geset-
zes Nr. 75 gegeben sah (vgl. Poidevin, a. a. O., 
S. 326).
58) Leo Werts, OMGUS, an Philip M. Kaiser, Depart-
ment of Labor, 12. 1. 1949; Henry Rutz, Repräsentant 
der AFL in Deutschland, an AFL-Präsident William 
Green, 19. 1. 1949, AFL Papers, State Historical So-
ciety of Wisconsin, Madison, Wisconsin.

gab56 ). Ebenso wie die amerikanische Regie-
rung eine demokratische Entscheidung zu-
gunsten der Sozialisierung der Grundstoff-
industrie respektiert hätte, kann dies auch für 
die amerikanische Geschäftswelt angenom-
men werden, zumal sie später (195

57

2) ebenfalls 
den Stabilisierungseffekt der Mitbestimmung 
erkannte ) .
Wie groß oder wie klein auch immer der indi-
rekte Beitrag des Marshall-Plans zur Verhin-
derung der Sozialisierung der Ruhrindustrie 
gewesen sein mag, es verdient festgehalten zu 
werden, daß in der US-Zone (in Hessen) unge-
achtet des Marshall-Plans Grundstoffindu-
strien sozialisiert wurden und daß sich die 
amerikanische Regierung mit Gesetz Nr. 75 
selbst band, eine freie demokratische Ent-
scheidung des deutschen Volkes zuzulassen 
und anzuerkennen, und zwar unabhängig da-
von, ob sie inhaltlich ihrem Wunsch entsprä-
che oder a nicht57 ).

VII. Die sozioökonomischen Wirkungen

Der Wandel des sozioökonomischen Klimas in 
Westdeutschland zugunsten einer freien 
Marktwirtschaft mit starken sozialen Kompo-
nenten war nicht zuletzt eine Folge des Funk-
tionierens (und nicht eine Vorbedingung) des 
Marshall-Plans. Zusätzlich zu den positiven 
psychologischen Impulsen, die durch die 
gleichberechtigte Einbeziehung des besiegten 
Landes in das Europäische Wiederaufbaupro-
gramm erzeugt wurden, ist derjenige Teil des 
Marshall-Plans, der „Technische Hilfe" ge-
nannt wurde, als ein wichtiger Faktor in die-
sem Wandlungsprozeß anzusehen.

Unveröffentlichte Dokumente belegen, daß in 
Deutschland die Attraktivität der amerikani-
schen politischen und sozialen Kultur als 
Folge der Vielzahl direkter transnationaler 
Kontakte, die durch die technische Hilfe orga-
nisiert wurden, zunahm. Deutsche Gewerk-
schafter kehrten von ihrer USA-Reise als „Bot-
schafter der amerikanischen Demokratie" zu-
rück; sie waren beeindruckt von der Rolle, „die 
die American Federation of Labor sowohl im 
wirtschaftlichen und politischen Leben der 

USA als auch in den internationalen Bezie-
hungen spielen"58 ).
Beispielhaft kann dieser Effekt anhand der 
Studienreise dokumentiert werden, die Mar-
kus Schleicher (Vorsitzender des Zonenaus-
schusses der Gewerkschaften der amerikani- 



sehen Zone), Fritz Dahlmann (britische Zone), 
Adolf Ludwig (französische Zone) und Ernst 
Scharnowski (Unabhängige Gewerkschaftsor-
ganisation Berlin) vom 6. Oktober bis 30. No-
vember 1948 unternahmen59 ).

59)  Reisenotizen und Redemanuskripte Schleichers, 
DGB-Archiv, Düsseldorf. Die englischen Fassungen 
befinden sich in den AFL-Papers in den OMGUS- 
Akten (National Archives, Suitland) und in der Tru-
man Library.
60) Vgl. Heinz Hartmann, Amerikanische Firmen in 
Deutschland, Köln und Opladen 1963.

61) Memorandum für den Public Advisory Board 
vom 22. 1. 1952 (CIO, See. Treas., Box 129, MSA-Cor- 
respondence).
62) Besprechung im State Department am 7.2. 1950 
mit Mr. Byroade und Assistenten, Aufzeichnung 
(NL Blücher, 148).

Die Gewerkschafter waren äußerst beein-
druckt — nicht nur von der Größe des Landes 
und der Produktivität der amerikanischen 
Wirtschaft, sondern insbesondere von dem ho-
hen Lebensstandard der Arbeiter und der 
Stärke der amerikanischen Gewerkschaften 
sowie von dem Interesse, das auch bei Regie-
rungsstellen an der Mitwirkung der deutschen 
Gewerkschaften an den entscheidenden Wie-
deraufbauprogrammen bestand. In diesem 
Sinne berichteten sie nach ihrer Rückkehr in 
offiziellen Rundschreiben, in Aufsätzen und 
in zahlreichen Gewerkschaftsversammlungen 
über ihre Eindrücke. In einem Zeitraum von 
drei Monaten sprach z. B. Markus Schleicher 
auf 25 Veranstaltungen über seine USA-Reise 
und die amerikanischen Lebens- und Arbeits-
verhältnisse. Vor allem die Einflußmöglichkei-
ten der amerikanischen Gewerkschaften wur-
den als Vorbild empfohlen: Sie seien weit grö-
ßer als in Deutschland und basierten auf einer 
ausgezeichneten Zusammenarbeit zwischen 
der Betriebsführung und den Gewerkschaften; 
die deutschen Arbeiter und ihre Gewerkschaf-
ten würden froh sein, wenn sie ihre von der 
Militärregierung suspendierten Betriebsräte-
gesetze gegen diesen politischen Einfluß der 
Gewerkschaften in den Vereinigten Staaten 
eintauschen könnten.
Insgesamt betrachtet, hatten die aus den 
Marshall-Plan-Mitteln finanzierten Studien-
reisen das offizielle Hauptziel, die Produkti-
vität der europäischen Wirtschaften zu stei-
gern, und dieses Ziel wurde durch die Übertra-
gung amerikanischen technischen Wissens 
und amerikanischer Sozialphilosophie zu er-
reichen versucht.
Die Veröffentlichungen des Rationalisie-
rungs-Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft 
(der ERP-Produktivitätszentrale in Deutsch-
land) zeigen, daß der Technologietransfer als 
vorrangig betrachtet wurde und die entspre-
chenden Bemühungen auch quantitativ vor-
herrschten60 ). Die Unterlagen belegen jedoch 
auch, daß der sozialphilosophische und sozial-

politische Transfer in seiner grundlegenden 
Bedeutung klar erkannt wurde, und zwar nicht 
nur von den amerikanischen Geschäftsleuten. 
Im Public Advisory Board der Economic Co-
operation Administration (in dem Vertreter 
der Gewerkschaften, der Unternehmer und 
der ERP-Administration zusammenarbeiteten) 
betonten insbesondere die Repräsentanten 
der AFL und des CIO die Verbindung von Pro-
duktivitätssteigerung und Sozialpartner-
schaft.
So führte beispielsweise James B. Carey, der 
Schatzmeister des CIO, in einer Denkschrift 
aus, daß eine Produktivitätssteigerungspolitik, 
die Arbeitern, Verbrauchern und Unterneh-
mern einen gerechten Anteil am Produktivi-
tätszuwachs zukommen lasse, der wirksamste 
Weg zur Wiedergewinnung der demokrati-
schen Loyalität der europäischen Arbeiter-
schaft sei61 ): „Der Gedanke der gleichzeitigen 
Steigerung der Produktion und des allgemei-
nen Konsums ist das typischste amerikanische 
Produkt, das wir exportieren können. Es ist 
meiner Ansicht nach die beste Antwort der 
Demokratie auf die kommunistische Behaup-
tung, daß Konflikt und Zusammenbruch un-
vermeidliche Produkte unserer Art von Wirt-
schaftsgesellschaft sind ... Wir haben in unse-
rer amerikanischen Erfahrung die Antwort auf 
den Kommunismus gefunden. Unsere Freunde 
in Europa wollen diese Idee erproben und ih-
ren Bedingungen anpassen. Ich glaube nicht, 
daß wir sie im Stich lassen sollten, selbst wenn 
einige furchtsame Gemüter es .Einmischung' 
nennen mögen."
Deutscherseits hatte der Bundesminister für 
den Marshall-Plan, Blücher, schon bei seinem 
USA-Besuch im Februar 1950 den Beamten 
des State Department erklärt62 ), zur Steige-
rung der Produktion sollte eine aktive Lohn-
politik betrieben werden, und dabei würden 
„die Beispiele, wie sie aus größeren Betrieben 
der USA bekanntgeworden sind, als Muster 
dienen".
Dementsprechend galt — wie das Bundesmi-
nisterium für den Marshall-Plan nach den 
ersten Besuchsreisen konstatierte — ein gro-
ßer Teil der Untersuchungen der US-Reisen-
den dem Verhältnis zwischen Betriebsführung 
und Arbeitnehmern in den amerikanischen



Betrieben63): „Dieses Verhältnis basiert auf 
dem gemeinsamen Ziel der Produktivitätsstei-
gerung. Beide Partner gehen dabei von der Er-
kenntnis aus, daß jede Steigerung der Produk-
tivität sowohl dem Unternehmen als auch den 
Arbeitnehmern zugute kommt, indem sie 
Preissenkungen bei gleichzeitiger Erhöhung 
der Produktion und der Löhne, verbunden mit 
Verkürzung der Arbeitszeit, mit sich bringt. In 
der wissenschaftlichen und praktischen Erfor-
schung aller Probleme, die mit dem Begriff der 
Produktivität verbunden sind, hat man in den 
USA wie die deutschen Sachverständigen 
feststellen konnten, gerade in den letzten Jah-
ren beträchtliche Fortschritte erzielt."

63) ERP-Informationen, Nr. 37, 19.7. 1950. Mit dem 
Programm und dem Begriff „Technische Hilfe" war 
also keineswegs die (von Heinz Hartmann als Miß-
verständnis kritisierte) Auffassung verbunden, daß 
eine Trennung zwischen technisch-instrumentel-
lem und ideologisch-weltanschaulichem Export er-
folgen solle bzw. könne.
64) Charles Kindleberger, Europe's Postwar Growth, 
Cambridge, Mass. 1967, S. 30; Henry C. Wallich, 
Mainspring of German Revival, New Haven 1955.

65) Werner Abeishauser, Die Rekonstruktion der 
westdeutschen Wirtschaft und die Rolle der Besat-
zungspolitik, in: C. Scharf und H.-J. Schröder, Politi-
sche und ökonomische Stabilisierung, a. a. O., S. 1 ff.; 
und ders., Wirtschaft in Westdeutschland 1945- 
1948, Stuttgart 1975.

Berichte von Unternehmern und Arbeitneh-
mern bestätigen, daß durch die ERP-Studien- 
gruppenreisen eine Vermittlung von ameri-
kanischen Vorstellungen der sozialpartner-
schaftlichen Produktivitäts- und Konsum-
steigerung in das deutsche politisch-soziale 
System erfolgte. Darüber hinaus wurde die 
Zusammenarbeit zwischen staatlichen Stel-
len, Arbeitnehmern und Gewerkschaften, die 
durch die US-Studienreisen initiiert worden 
war und sich an diesen Vorstellungen orien-
tierte, institutionalisiert: Im Jahre 1952 wur-

den der „Ausschuß für die Produktionssteige-
rung im Kohlebergbau" und der „Deutsche Pro-
duktivitätsrat" gegründet, in dem Vertreter 
der Bundesregierung, des BDI/BDA, des DGB 
und der Mutual Security Agency (MSA) ver-
treten waren. Zwar war in diesem Gremium 
das transnationale Element durch die Nachfol-
georganisation der amerikanischen Marshall- 
Plan-Verwaltung nur schwach vorhanden und 
fehlten (im Gegensatz zu dem British-Ameri- 
can Productivity Council) die amerikanischen 
Gewerkschafts- und Unternehmervertreter. 
Aber dieser Prototyp der „Konzertierten Ak-
tion" veranschaulichte, wie stark der von 
James Carey und anderen Vertretern ameri-
kanischer Gesellschaftsgruppen empfohlene 
„Export" amerikanischer Ideen zur Wirkung 
kam.

Im Unterschied zu diesen Ausschüssen, in de-
nen Vertreter der Arbeitgeber und Gewerk-
schaften zusammenwirkten, wurden ebenfalls 
unter der ERP-Ägide multilateral und bilateral 
spezielle Gremien und Konferenzen für die 
transnationale Zusammenarbeit initiiert, in 
denen ausschließlich Unternehmer aus den at-
lantischen Ländern vertreten waren.

VIII. Der Beitrag zum Wirtschaftsaufschwung

Von den sozioökonomischen Wirkungen des 
Marshall-Plans ist der im engeren Sinne wirt-
schaftliche Beitrag zu unterscheiden. Wäh-
rend er im öffentlichen Bewußtsein durchweg 
hoch eingeschätzt wurde, sind in der wissen-
schaftlichen Literatur erhebliche Relativie-
rungen versucht worden. Charles Kindleber- 
ger hat (u. a. in Auseinandersetzung mit James 
Wallich) schon in den sechziger Jahren die 
entscheidende Rolle des Marshall-Plans für 
den Wirtschaftsaufschwung bestritten und 
statt dessen postuliert, daß „das sine qua non 
das elastische Angebot an Arbeitskraft war, 
wodurch die Löhne niedrig und die Gewinne 
und Investitionen hoch gehalten wurden"64 ). 
Darüber hinaus hat neuerdings Werner Abels- 

hauser argumentiert, daß auch der Anstoß 
zum Wirtschaftsaufschwung nicht vom Mar-
shall-Plan ausging, sondern daß der Wieder-
aufbau schon im Herbst 1947 in vollem Gang 
war, bevor der Marshall-Plan in Kraft trat und 
die ersten ERP-Lieferungen eintrafen65 ). Ob-
wohl beide Argumente auf relevante Bedin-
gungsfaktoren verweisen, die zweifellos au-
ßerhalb des Wirkungszusammenhanges der 
ERP-Hilfe liegen, können sie gegenüber einer 
Reihe anderer Fakten kein durchschlagendes 
Gewicht gewinnen:
Erstens: Die für die Bizone bzw. Trizone zu-
ständige Joint Export-Import Agency antizi-
pierte bereits im Herbst/Winter 1947 die bal-
dige Verfügbarkeit der ERP-Mittel und autori-
sierte die deutsche Wirtschaftsverwaltung, ein 
Import-Programm in Höhe von 400 Millionen



US-Dollar für 1948 vorzubereiten; d. h. „noch 
bevor die ersten ERP-Lieferungen Deutsch-
land erreichten, war der Nutzeffekt des bevor-
stehenden umfassenden Hilfsprogramms be-
merkbar geworden"66 ).

66) John H. Backer, Priming the German Economy, 
Durham, N.C. 1971, S. 179.
67) Manfred Pohl, Wiederaufbau, Kunst und Tech-
nik der Finanzierung 1947-1953, Frankfurt 1973, 
S. 129. Siehe auch die Gesamtübersicht über die 
Nutzung der Gegenwert-Mittel in allen ERP-Län- 
dern bei Arkes, a. a. O., S. 285 ff.

68) Siehe dazu W. Link, Deutsche und amerikani-
sche Gewerkschaften und Geschäftsleute 1945- 
1975, a. a. O., S. 141 f.

Zweitens: Der Prozeß der wirtschaftlichen 
Wiederbelebung und des Aufschwungs hatte 
sich noch nicht stabilisiert, als das Europäi-
sche Wiederaufbauprogramm 1948/49 tatsäch-
lich realisiert wurde. Ganz im Gegenteil gab es 
Ende 1949 Zeichen einer wirtschaftlichen 
Stagnation, und es waren die Marshall-Plan- 
Gelder, mit deren Hilfe der „eigentliche Wie-
deraufbau" (Pohl) zustande gebracht wurde. Im 
Jahre 1950 betrugen die Gesamtinvestitionen 
zwischen 9 und 10 Milliarden DM, von denen 2 
Milliarden DM (= 20—25%) aus den ERP-Ge- 
genwert-Mitteln stammten. Diese Mittel wur-
den in einem Planungsverfahren, das von ei-
nem interministeriellen Ausschuß und der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau besorgt wur-
de, konzentriert auf kritische Wirtschaftsbe-
reiche wie elektrische Energieerzeugung, 
Kohlebergbau, Wohnungsbau und Transport-
wesen gelenkt. „Erst hierdurch wurde eine 
kontinuierliche Industrieentwicklung ermög-
licht. Nicht aus der absoluten Höhe der Ge-
samtinvestitionen, sondern aus ihrem geziel-
ten und sinnvollen Einsatz resultierte jene Ef-
fektivität, aus der heraus die Basis der gesam-
ten Wirtschaft, nämlich die Grundstoffindu-
strie, geschaffen wurde."67 ) Die Gegenwert- 
Mittel stellten ein Planungsinstrument dar, 
das selbst in einem System freier Marktwirt-
schaft notwendig war. Der Marshall-Plan und 

die anschließenden privaten amerikanischen 
Kapitalmittel (die infolge der positiven Erst-
wirkungen des Marshall-Plans verfügbar wur-
den) statteten die deutsche Wirtschaft mit 
dem notwendigen Produktionsfaktor „Kapital" 
aus; das reiche Angebot des Faktors .Arbeit" 
hätte allein den Wirtschaftsaufschwung nicht 
bewerkstelligen können.
Drittens: Die ERP-Hilfe versetzte Deutschland 
in die Lage, weiterhin die für den Wirtschafts- 
aufschwung notwendigen Einfuhren von Le-
bensmitteln, Rohstoffen, Brennstoffen und 
Maschinen zu bezahlen, für die zunächst keine 
hinreichenden Exporterlöse zur Verfügung 
standen (1948/49 wurden ca. 50% aller Importe 
auf dem Wege der Auslandshilfe finanziert). 
Ferner trug der Marshall-Plan merklich zu 
dem enormen Anstieg der deutschen Exporte 
bei (vor allem in Richtung USA). Die Gesell-
schaft zur Förderung des deutsch-amerikani-
schen Handels, das deutsche Dollar-Drive-Bu- 
reau, wurde im Kontext des Marshall-Plans 
gegründet und teilweise aus ERP-Mitteln fi-
nanziert68 ).
Da dieser geplante Gesamtprozeß auch ent-
scheidungsmäßig und personell im Zusam-
menwirken zwischen deutschen Stellen und 
Vertretern der amerikanischen ERP-Verwal- 
tung (Economic Cooperation Administration, 
ECA) gesteuert wurde, kann gesagt werden, 
daß in diesem umfassenden Rahmen gemein-
samer Entscheidungen (Arkes) amerikanische 
ECA-Vertreter direkt am deutschen Wieder-
aufbau und am Wirtschaftsaufschwung der 
Bundesrepublik Deutschland beteiligt waren.

IX. Resümee

Zusammenfassend ergibt sich mithin, daß der 
Marshall-Plan zwar kein Deutschland-Plan, 
sondern (seinem offiziellen Namen entspre-
chend) ein Europa-Plan mit integrativer Ziel-
setzung war, in dessen innovativem Rahmen 
aber auch die wirtschaftlichen und politischen 
Probleme der amerikanischen Deutschland-
politik gelöst werden sollten. Die Verbindung 
ist in starkem Maße von liberalen Vertretern 
der ökonomischen Elite, die enge Beziehun-

gen zu Deutschland hatten, angeregt worden.* 
Der Gesamtplan ist Ausdruck einer breiten li-
beralen Strömung in der amerikanischen Ge-
sellschaft, und bei seiner Durchführung wur-
den den europäischen Staaten (einschließlich 
Deutschlands) eine gleichberechtigte Mitwir-
kung eingeräumt.
Das Europäische Wiederaufbauprogramm 
trug (in Verbindung mit anderen Faktoren) di-
rekt zu dem kontinuierlichen Wiederaufbau 
und zu dem immensen Wirtschaftsauf-
schwung Westdeutschlands bei. Indirekt för-
derte der Marshall-Plan die Entwicklung zur



Gründung der Bundesrepublik Deutschland, 
und er trug ebenfalls indirekt dazu bei, daß die 
Bundesrepublik Deutschland sich politisch für 
den Westen und ökonomisch für die soziale 
Marktwirtschaft entschied. Dieser Beitrag 
kam nicht im entferntesten einem Zwang oder 
Oktroi gleich; die politische und wirtschaftli-
che Westorientierung und Westintegration 
war eine genuin deutsche Entscheidung. Auch 
die Wirtschaftsverfassung wurde den Deut-
schen nicht von den Amerikanern aufgezwun-
gen.
Abgesehen davon, daß der Marshall-Plan mit 
den Investitionen aus den Gegenwert-Mitteln 
selbst ein Element der Planwirtschaft enthielt, 
war seine Annahme nicht gleichbedeutend 
mit dem Verzicht auf Planung oder demokrati-
sche Sozialisierungsmaßnahmen. In Hessen 
wurden Grundstoffindustrien aufgrund der 
freien Entscheidung des Landesparlaments so-
zialisiert, und die aus übergeordneten politi-
schen Gründen vorgenommene Suspendie-
rung der Sozialisierungsgesetze in Nordrhein- 
Westfalen wurde mit der Selbstbindung der 

amerikanischen und britischen Regierung ver-
bunden, die definitive Entscheidung einer frei 
gewählten deutschen Regierung zu überlas-
sen.
Die mannigfachen pro-westlichen und insbe-
sondere pro-amerikanischen Wirkungen des 
Marshall-Plans waren möglich, weil die deut-
sche Bevölkerung in ihrer großen Mehrheit 
und alle demokratischen Parteien und Ver-
bände positiv auf das amerikanische Hilfspro-
gramm reagierten69 ) und weil dessen koopera-
tive Umsetzung spürbar erfolgreich war. Mate-
rielle und ideelle Faktoren wirkten zusam-
men, und daraus resultierten jene engen 
deutsch-amerikanischen Beziehungen, die 
treffend als das Zweite Grundgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland bezeichnet worden 
sind70 ).

69) Siehe u. a. die OMGUS-Umfragen (A. J. und R. L. 
Merritt, Public Opinion in Occupied Germany, 
Chicago und London 1970, insbes. S. 313 f.) und die 
Allensbacher Umfragen (vgl. E. Ott, a. a. O., S; 33).
70) W. Leisler Kiep, Good-by Amerika — was dann?, 
Stuttgart-Degerloch 1972, S. 106.



Udo Wengst

Heinrich Brüning und die „konservative Alternative"

Kritische Anmerkungen zu neuen Thesen über die Endphase 
der Weimarer Republik

Josef Becker hat in einem Beitrag, der kürzlich 
in dieser Zeitschrift erschienen ist1), ein dezi-
diert positives Urteil über die Kanzlerschaft 
Brünings abgegeben, dessen „konservativer 
Kurs letzten Endes nicht an falschen Konzep-
tionen für die Innen- und Außenpolitik ge-
scheitert" sei. Diese Feststellung gilt gleicher-
maßen a) für die deflationäre Finanz- und 
Wirtschaftspolitik, die ganz auf der Höhe der 
damals herrschenden Lehre der Nationalko- 
nomie gestanden und zu der es angesichts des 
Inflationssyndroms in Deutschland und der 
Bestimmungen des Young-Plans keine Alter-
native gegeben habe, b) für die Wende zur „au-
toritären Regierung über den Parteien", weil es 
dem Weimarer Parlamentarismus an genü-
gender „Problemlösungskapazität" gefehlt 
habe, c) schließlich auch für die Außenpolitik, 
die — entsprechend einer eigenen Bekundung 
des ehemaligen Reichskanzlers — eine „orga-
nische Weiterentwicklung" der Politik Strese-
manns gewesen, deren Methoden zwar geän-
dert, deren Zielsetzungen aber übernommen 
worden seien.

1) Heinrich Brüning und das Scheitern der konser-
vativen Alternative, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 22/80 vom 31. Mai 1980.
2) Friedrich Meinecke, Die deutsche Katastrophe. 
Betrachtungen und Erinnerungen, Wiesbaden 1947, 
S. 105.

3) Diese Formulierung erscheint zwiespältig, da sie 
die beträchtlichen Unterschiede von britischem 
Parlamentarismus und preußisch-deutschem Kon- 
stitutionalismus negiert. Daß Brüning nur das 
zweite wollte, glaubt wohl auch Becker, der an ande-
rer Stelle seines Aufsatzes von der „Restauration 
der Hohenzollernmonarchie“ als Brünings Ziel 
spricht.
4) Siehe vor allem Karl Dietrich Bracher, Brünings 
unpolitische Politik und die Auflösung der Weima-
rer Republik, in: Vierteljahrshefte für Zeitge-
schichte 19 (1971), S. 113—123; Gerhard Schulz, Erin-
nerungen an eine mißlungene Restauration, in: Der 
Staat 11 (1972), S. 61—81; Ernest Hamburger, Be-
trachtungen über Heinrich Brünings Memoiren, in: 
Internationale Wissenschaftliche Korrespondenz 15 
(1972), S. 18—39.

Für Becker enthielt diese Politik die „konser-
vative Alternative", die, wenn sie Erfolg gehabt 
hätte, Deutschland und der Welt die Schrek- 
ken des Nationalsozialismus erspart hätte. Da-
mit greift er eine These erneut auf, die Fried-
rich Meinecke bereits 1947 aufgestellt2) und 
die lange Zeit das Urteil über Brüning in der 
Bundesrepublik geprägt hat. Doch Becker geht 
noch über Meinecke hinaus, indem er nicht 
nur konstatiert, was ein Erfolg von Brünings 
Politik hätte verhindern können, sondern auch 
positiv Brünings Zielvorstellungen um-
schreibt: innenpolitisch eine Parlamentaris-
musreform „nach dem britischen Vorbild und 
entsprechend den Traditionen der konstitutio-

nellen Monarchie in Deutschland"3); außenpo-
litisch die „friedliche Ablösung des Versailler 
Systems durch eine neue europäische Ord-
nung, in der das Deutsche Reich die Rolle der 
stärksten Großmacht spielen konnte, ohne das 
fatale Risiko der Gegensätze der Vorkriegs-
zeit und damit Gefahr eines neuen großen 
Krieges".

Beckers Ausführungen mitsamt ihren näheren 
Begründungen fordern zur Stellungnahme 
heraus, da er die wissenschaftliche Diskussion 
über die Politik Brünings, die nach dem Er-
scheinen von dessen Memoiren im Jahre 1970 
geführt worden ist und in der die kritischen 
Urteile über die Reichskanzlerschaft des west-
fälischen Zentrumspolitikers bei weitem über-
wogen4), eher beiläufig oder überhaupt nicht 
zur Kenntnis nimmt und auf eine explizite 
Auseinandersetzung mit ihr verzichtet. Im fol-
genden will ich so vorgehen, daß ich einige 
Aussagen Beckers über Stationen und Pro-
bleme der Kanzlerschaft Brünings heraus-
greife und auf ihre Stichhaltigkeit untersuche, 
um dann abschließend die grundsätzliche 
Frage nach Durchführbarkeit und Bedeutung 
der „konservativen Alternative" aufzuwerfen.
Die fortgesetzte Anwendung des Art. 48 der 
Weimarer Reichsverfassung durch Brüning 
erachtet Becker angesichts der Unfähigkeit 
des Reichstages zu positiver Mehrheitsbil- 



düng als notwendig. Darüber hinaus verweist 
er zur Rechtfertigung auf den häufigen Ge-
brauch dieses Artikels in den schwierigen An-
fangsjahren der Republik. Die oftmalige An-
wendung des Art. 48 durch Reichspräsident 
Ebert ist nicht zu bestreiten. Allerdings — und 
hierauf hat nachdrücklich Gerhard Schulz 
schon 1964 hingewiesen5) — diente er unter 
Ebert dem „unentwegten Bemühen der Reichs-
regierung, die den Weg der ordentlichen Ge-
setzgebung erschwerenden Momente der bun-
desstaatlichen Reststruktur der Reichsverfas-
sung aushilfsweise zu überwinden". Der 
Art. 48 wurde weder zu einem .Ausnahmeweg 
der Legislatur" noch führte er eine Stärkung 
der Machtstellung des Reichspräsidenten her-
bei. Ähnliches läßt sich bei der Regierung Brü-
ning nicht feststellen; hier diente der Art. 48 
als Kampfmittel gegen das Parlament, zur „un-
aufhörlichen Durchbrechung der parlamenta-
rischen Komponente der Weimarer Reichs-
verfassung"6) und schließlich zur Etablierung 
des Präsidialregimes, das die Gewichte zwi-
schen Reichstag, Reichsregierung und Reichs-
präsident entscheidend verschob. Der Ge-
brauch des Art. 48 zu Beginn und am Ende der 
Weimarer Republik vollzog sich auf zwei ver-
schiedenen Ebenen und unter gegensätzli-
chen Zielrichtungen, die eine Gleichsetzung 
verbieten.

5) Gerhard Schulz, Der Artikel 48 in politisch-histo-
rischer Sicht, in: Der Staatsnotstand. Vorträge, ge-
halten im Sommersemester 1964, hrsg. von Ernst 
Fraenkel, Berlin 1965, S. 52.
6) Ebenda, S. 62.

7) Zum Ende der Großen Koalition die bisher nicht 
genügend rezipierte Arbeit von Ilse Maurer, Reichs-
finanzen und Große Koalition. Zur Geschichte des 
Reichskabinetts Müller, 1928—1930 (= Moderne 
Geschichte und Politik, Bd. 1), Bern-Frankfurt/M 
1973, sowie das einleitende Kapitel von: Politik und 
Wirtschaft in der Krise 1930—1932. Quellen zur Ära 
Brüning, bearb. von Ilse Maurer und Udo Wengst 
unter Mitwirkung von Jürgen Heideking, eingel. 
von Gerhard Schulz (= Quellen zur Geschichte des 
Parlamentarismus und der politischen Parteien, 
Reihe 3: Die Weimarer Republik, Bd. 4), Düsseldorf 
1980.
8) Anstelle vieler: Karl Dietrich Bracher, Die Auflö-
sung der Weimarer Republik. Eine Studie zum Pro-
blem des Machtverfalls in der Demokratie, Villin- 
gen 19644, S. 367 ff.

An der Feststellung Beckers, daß das Parla-
ment und die in ihm vertretenen Parteien 
durch ihr Verhalten Ende 1929/Anfang 1930 
die Betrauung Brünings mit der Reichskanz-
lerschaft und die Hinwendung zum Präsidial-
regime erleichtert oder gar notwendig ge-
macht haben, ist vieles richtig. Es sollte jedoch 
nicht verkannt werden, daß die sinkende 
Kompromißbereitschaft der Flügelparteien 
der Großen Koalition und der hinter ihnen ste-
henden Interessengruppen dadurch gefördert 
wurde, daß bereits seit Januar 1930 hinter den 
Kulissen laut und vernehmlich von einer kom-
menden „Hindenburg-Regierung“ gesprochen 
wurde und es für viele nur eine Frage der Zeit 
erschien, bis die SPD aus der Regierung ge-
drängt würde. Selbst eine Reihe der Befürwor-
ter der Fortsetzung der Großen Koalition 
wünschten ihr im Frühjahr 1930 lediglich ein 
überleben für die nächsten Monate, um dann 

andere Überlegungen und Konstellationen 
Platz greifen zu lassen. Die Große Koalition ist 
nicht zuletzt daran gescheitert, daß durch die 
reale Möglichkeit einer Präsidialregierung 
nach Art. 48 eine Alternative zur Verfügung 
stand. So ist der Übergang zum Präsidialre-
gime im März 1930 nicht nur eine Folge des 
Scheiterns der Großen Koalition, sondern zu-
gleich auch eine ihrer Ursachen7).
Seine eigentliche Ausformung erhielt das Prä-
sidialregime allerdings erst nach der Auflö-
sung des Reichstages und seiner Neuwahl am 
14. September 1930, deren Bedeutung Becker 
nicht allzu hoch einschätzt, die mir jedoch als 
sehr wichtig erscheint, da sie in mehrfacher 
Hinsicht tiefgreifende Auswirkungen hatte 
und neue Bedingungen schuf, die die Situation 
für das Kabinett grundlegend wandelten. Des-
halb muß auf die Konsequenzen der Septem-
berwahlen etwas näher eingegangen werden. 
Das Ergebnis dieser Wahlen, in denen vor al-
lem die NSDAP überraschend große Gewinne 
zu verzeichnen hatte, die sie zur zweitstärk-
sten Fraktion im Reichstag machten, führte 
dazu, daß die Schwierigkeiten des Reichstages 
zu positiver Mehrheitsbildung ins Unermeßli-
che vergrößert wurden und der Rückweg zur 
parlamentarischen Regierungsweise endgül-
tig verschüttet schien. Brüning ist daher für 
seinen Entschluß, den Reichstag aufzulösen, 
oftmals getadelt und angegriffen worden, be-
sonders auch deshalb, weil die Auflösung 
hätte vermieden werden können8). Becker 
kann sich diesen Vorwürfen nicht anschlie-
ßen, da eine Rückkehr zur parlamentarischen 
Mehrheitsregierung bereits seit dem Ende der 
Großen Koalition ausgeschlossen gewesen sei, 
da Hindenburg und seine Berater von diesem 
Zeitpunkt an entschieden gegen eine von der 
SPD mitgetragene Reichsregierung votierten.



Einen zweiten Einwand, daß die NSDAP durch 
ihren Wahlerfolg das Sprungbrett für ihren 
weiteren Aufstieg gefunden habe, läßt Becker 
ebenfalls nicht gelten, da die „Massenwirk-
samkeit Hitlers und seiner totalitären Bewe-
gung" nicht „entscheidend gebremst worden 
wäre, wenn Demagogen wie Goebbels die Tri-
büne des Berliner Parlaments nicht zur Verfü-
gung gestanden hätte".
Diesen Feststellungen und Überlegungen ist 
sicherlich zuzustimmen, andererseits muß 
aber betont werden, daß damit nicht alle Wir-
kungen der Septemberwahlen erfaßt werden. 
So ist für die weitere Entwicklung von nicht 
geringer Bedeutung, daß das Bild, das die 
Reichstagssitzungen nach den Septemberwah-
len mit dem teilweise rüpelhaften Benehmen 
einzelner Abgeordneter und ganzer Fraktio-
nen, mit den immer wieder vorkommenden 
Schlägereien, mit den hetzerischen Reden vor 
allem der NSDAP-Abgeordneten und schließ-
lich mit der stets von neuem demonstrierten 
Unfähigkeit zu sachlicher Arbeit boten, beun 
Reichspräsidenten und bei all denen, die für 
die Abkehr vom parlamentarischen Regieren 
eintraten oder sie auch nur als Möglichkeit er-
wogen, die Entscheidung für die Präsidialre-
gierung als richtig erscheinen ließ und so zu 
ihrer Legitimierung beitrug. Daß darüber hin-
aus die in der Öffentlichkeit der Weimarer Re-
publik stets vorhandene Parlamentarismus- 
und Demokratiekritik9) täglich neue Nahrung 
erhielt und sich zunehmend verstärkte, sei nur 
am Rande erwähnt. Damit waren die Septem-
berwahlen sowohl für die Verfestigung des 
Präsidialregimes wie auch für die fortgesetzte 
Zerstörung des Weimarer parlamentarischen 
Systems von nicht zu unterschätzender Be-
deutung. Zudem blieb das Wahlergebnis auch 
nicht ohne Folgen für die Finanz-, Wirtschafts- 
und Reparationspolitik.

9) Dazu Kurt Sontheimer, Antidemokratisches Den-
ken in der Weimarer Republik. Die politischen 
Ideen des Nationalismus zwischen 1918 und 1933, 
München 19624.

10) Vgl. Charles P. Kindleberger, Die Weltwirt-
schaftskrise 1929—1939 (= Geschichte der Welt-
wirtschaft im 20. Jahrhundert, Bd. 4), München 1973, 
S. 144.
11) Die Entstehung des Young-Plans, dargestellt 
vom Reichsarchiv 1931—1933, durchgesehen und 
eingeleitet von Martin Vogt (= Schriften des Bun-
desarchivs, Bd. 15), Boppard am Rhein 1970.
12) Politik und Wirtschaft in der Krise (a. a. O.), 
S. 452 und 475.

Der internationale Kapitalmarkt reagierte auf 
das Wahlergebnis mit dem massiven Abzug 
ausländischer Gelder aus Deutschland. Der 
Abfluß erwies sich besonders deshalb als ge-
fährlich für das Deutsche Reich, weil es sich im 
wesentlichen um kurzfristig gegebene Gelder 
handelte, die in Deutschland langfristig ange-

legt waren10 ). Die hieraus resultierende Anfäl-
ligkeit für Wirtschaft und Politik war Finanz-
sachverständigen und Politikern schon seit 
längerem bekannt, wurde aber erstmals im Ge-
folge der Septemberwahlen offenkundig und 
in ihrem ganzen Ausmaß greifbar. Wenn der 
Devisenabfluß auch bald wieder aufhörte, so 
stand von nun an die Drohung, daß der Abzug 
der Gelder erneut einsetzen würde, wenn in 
Deutschland Entwicklungen Platz griffen, die 
zu einer Beunruhigung der Kapitalgeber führ-
ten, doch stets im Raum. Sie beeinflußte in 
wachsendem Maße auch die Reparationspoli-
tik der Regierung Brüning und engte ihren Be-
wegungsspielraum beträchtlich ein. Daraus er-
wuchs ein besonders großes Problem, da nach 
den Septemberwahlen schlagartig von ver-
schiedenen Seiten die Forderung erhoben 
wurde, eine Revision des Young-Plans zu be-
treiben.
Der Young-Plan war erst im März 1930 vom 
Reichstag nach heftigen Kämpfen angenom-
men und vom Reichspräsidenten unterzeich-
net worden. Die Entwicklung der Weltwirt-
schaft ließ jedoch schon bald Zweifel an 
der Durchführbarkeit des Planes auftauchen, 
der Deutschlands Reparationsverpflichtungen 
endgültig festlegte und ihm die Zahlung be-
trächtlicher Annuitäten für mehrere Jahr-
zehnte auferlegte11 ). Die Bedenken gegenüber 
den wirtschaftlichen Auswirkungen des 
Young-Plans machte sich naturgemäß vor al-
lem die deutsche Seite zu eigen, und wenn 
man den späteren Aussagen von Reichsaußen-
minister Curtius und dem Geschäftsführenden 
Präsidialmitglied des Reichsverbandes der 
Deutschen Industrie, Ludwig Kastl, Glauben 
schenken darf, die beide zu den Unterzeich-
nern des Planes gehörten, so stand für sie be-
reits bei der Unterzeichnung fest, daß der Plan 
einer baldigen Revision bedürfe12 ). Die Revi-
sion des Young-Planes — das war auch die 
Meinung Brünings — ließ sich nach allgemei-
ner Auffassung im Frühjahr 1930 aber nur 
langfristig realisieren und spielte demgemäß 



in dem ersten von der Regierung Brüning vor-
gelegten Regierungsprogramm noch keine 
Rolle. Nach den Septemberwahlen stellte sich 
die Lage jedoch anders dar. .Jetzt herrsche in 
Deutschland allgemein eine Revisionsstim- 
mung", ließ der nationalsozialistische Reichs-
tagsabgeordnete v. Reventlow am 29. Oktober 
1930 im Auswärtigen Ausschuß des Reichsta-
ges vernehmen, „und das Befreiungswerk sei 

14
im Gange. Das wäre nur die Folge der Wahl 
vom .  September 1930"13 ). Wie recht er damit 
hatte, erwies sich nicht nur im Reichstag, wo 
KPD, Christlich-sozialer Volksdienst, NSDAP, 
Landvolkpartei und Wirtschaftspartei ähnlich 
lautende Anträge zur Revision des Young- 
Plans einbrachten14), sondern auch andern-
orts. So forderte der Allgemeine Deutsche Ge-
werkschaftsbund bereits am 12. Oktober 1930 
in einer Entschließung die Beseitigung der Re-
parationen 15 ), und Kastl betonte am 25. No-
vember 1930 vor dem Hauptausschuß des 
Reichsverbandes der Deutschen Industrie: „Es 
kommt darauf an, Deutschland von der Höhe 
der gegenwärtigen Verpflichtungen zu befrei-
en. In dieser Beziehung sind wir alle einer Auf-
fassung, mögen wir dieser oder jener wirt-
schaftspolitischen Richtung oder Einstellung 
angehören."16 ) Hierauf antwortete Brüning, 
der an der Sitzung teilnahm, mit der Feststel-
lung, „daß die Reichsregierung im Schoße des 
Reichskabinetts und unter sorgfältiger Überle-
gung und Gegeneinanderabstimmung aller ih-
rer Maßnahmen" die Frage der Revision des 
Young-Plans „jeden Tag, in jeder Stunde, in je-
dem Beschluß vor Augen hat. Aber eines 
würde ich für meine Person unter allen Um-
ständen ablehnen: an die Frage in einem un-
zeitgemäßen Augenblick heranzugehen."17 )

13) Ebenda, S. 448.
14) Verhandlungen des Reichstages. Anlagen zu den 
Stenographischen Berichten, Berlin 1928—1932, 
Bd. 448, Nr. 16, 22, 53, 62 und 91.
15) Politik und Wirtschaft in der Krise (a. a. O.), 
S. 417 ff.
16) Ebenda, S. 477.
17) Ebenda, S. 477.

18) Ebenda, S. 531.
19) Ebenda, S. 491.
20) Ebenda, S. 621.
21) Ebenda, S. 620.

Aber gerade an diese Zusage und Absicht 
glaubte Brüning sich bald angesichts des 
wachsenden inneren Druckes nicht mehr hal-
ten zu können. Bereits im Januar 1931 stellte 
er fest, daß die innenpolitische Lage ein wei-
teres Zögern kaum noch zuließ. .Jederzeit 
kann sich im Reichstag eine Mehrheit bilden", 
schrieb Staatssekretär v. Bülow Ende Januar 
an Botschafter v. Prittwitz und Gaffron in Wa-

shington, „die uns zwingt, irgendeinen Schritt 
[in der Reparationsfrage] zu unternehmen. 
Dies ist für die Haltung des Kanzlers maßge-
bend."18 )
Die Neuaufrollung der Reparationsfrage, die 
innenpolitisch infolge der veränderten Bedin-
gungen seit den Septemberwahlen erforder-
lich erschien, stieß außenpolitisch jedoch auf 
nicht geringe Schwierigkeiten, wie erste Son-
dierungen der Reichsregierung bei der briti-
schen Regierung im Herbst 1930 ergeben hat-
ten. Diese war nämlich nach Mitteilungen ih-
res Botschafters in Berlin, Sir Horace Rum-
bold, gegenüber Außenminister Curtius nicht 
bereit, die wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
Deutschlands auf den Young-Plan zurückzu-
führen, sondern erachtete die innenpoliti-
schen Vorgänge nach den Septemberwahlen, 
sprich das starke Anwachsen der NSDAP, als 
deren Ursache19 ).
Gegen ein Aufgreifen der Reparationsfrage 
sprach nicht nur die Erklärung der britischen 
Regierung, die auch die Warnung enthielt, daß 
von Deutschland eingeleitete Schritte in die-
ser Richtung nur zur Wiedereinführung der al-
liierten Finanzkontrolle über Deutschland 
führen würde, sondern ebenso die Kreditlage. 
Darauf wies vor allem Reichsbankpräsident 
Luther hin, der befürchtete, daß die deutsche 
Regierung aktionsunfähig werden könnte, 
„wenn eine Bewegung gegen uns einsetzen" 
würde20 ). Brüning versuchte einen Ausweg 
aus den sich einander ausschließenden innen- 
und außenpolitischen Erfordernissen zu fin-
den, indem er die Forderung erhob und durch-
zuführen versuchte, daß die Reichsregierung 
nach innen den Eindruck erwecken müsse, 
daß die Revision des Young-Plans bereits be-
gonnen habe, das Ausland aber im Glauben ge-
lassen werden müsse, „daß wir alle Anstren-
gungen machen, den Plan zu erfüllen"21 ). Dies 
kam jedoch einer Quadratur des Zirkels 
gleich, wie die Ereignisse ab Juni 1931 demon-
strierten.
Infolge des Aufrufes der Reichsregierung vom 
6. Juni 1931, in dem es u. a. hieß, „daß die aufs 
äußerste bedrohte wirtschaftliche und finan-
zielle Lage des Reichs gebieterisch zur Entla-
stung Deutschlands von untragbaren Repara-



tionsverpflichtungen zwingt"21a), was zu Mora- 
toriumsgerüchten führte, setzte — verstärkt 
durch andere Faktoren — ein ungeheurer Kre-
ditabzug ausländischer Gelder aus Deutsch-
land ein, der zum Zusammenbruch des deut-
schen Bankwesens führte und nahezu d'e ge-
samte Wirtschaft — öffentliche wie private — 
zu vernichten drohte. Brüning nahm diese Ent-
wicklung nicht nur in Kauf, sondern sah in der 
sich dramatisch zuspitzenden Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Arbeitsmarktlage ein äußerst wirk-
sames Instrument, um seine außen- und innen-
politischen Pläne binnen kürzester Frist 
durchzusetzen. Es ging ihm im folgenden nicht 
darum, die Krise zu beenden, obwohl die so-
ziale Not weiter Bevölkerungskreise gravie-
rend anstieg und eine daraus erwachsende 
tiefgreifende politische Radikalisierung nicht 
zu übersehen war. Vielmehr litt Brüning im-
mer wieder unter der Befürchtung, die Krise 
könne eher durchlaufen sein, als die Beseiti-
gung des Young-Plans und damit die erste 
Etappe auf dem Weg zur Wiedererlangung 
außenpolitischer Macht erreicht sei. Brüning 
hielt daher bewußt am krisenverschärfenden 
Kurs seiner Politik fest; Maßnahmen zur Kri-
senbekämpfung waren vorerst überhaupt 
nicht gefragt und wurden, als im Gefolge des 
Wagemann-Planes22 ) vom Januar 1932 eine 
breite öffentliche Diskussion darüber ein-
setzte und entsprechende Forderungen ge-
genüber der Reichsregierung vorgebracht 
wurden, nur halbherzig und widerstrebend in 
Erwägung gezogen. Die deflationäre Finanz- 
und Wirtschaftspolitik diente politischen 
Zwecken und war erst in zweiter Linie wirt-
schaftstheoretisch begründet23 ). Eine Ausein-

21a) Text in: Ursachen und Folgen. Vom deutschen 
Zusammenbruch 1918 und 1945 bis zur staatlichen 
Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart, 
Bd. VIII, Berlin o.J., S. 160 f.
22) Ernst Wagemann war Direktor des Instituts für 
Konjunkturforschung und Präsident des Statisti-
schen Reichsamtes. Aufgrund seiner Ämter und sei-
ner verwandschaftlichen Beziehungen zu Hermann 
Warmbold (Schwager), des Wirtschaftsministers im 
zweiten Kabinett Brüning, von dem bekannt war, 
daß er seit Dezember 1931 andere Auffassungen als 
Brüning zur Wirtschaftspolitik entwickelte, löste 
sein im Januar 1932 vorgelegter Plan zur Kreditaus-
weitung heftige Diskussionen aus. S. Politik und 
Wirtschaft in der Krise (a. a. O.), S. LXXXIVf., 
1240—1249.
23) Vgl. Hans Mommsen, Heinrich Brünings Politik 
als Reichskanzler: Das Scheitern eines politischen 
Alleingangs, in: Wirtschaftskrise und liberale De-
mokratie. Das Ende der Weimarer Republik und die 
gegenwärtige Situation, hrsg. von Karl Holl, Göttin-
gen 1978, S. 23 f.

24) Politik und Wirtschaft in der Krise (a.a. O.), 
S. 939.
25) Ebenda, S. 1317.

andersetzung mit ihr muß daher vor allem auf 
ihre politische Dimension eingehen. Da Bek-
ker dies nicht tut, erfassen seine Fragestellun-
gen und Erörterungen das Problem nicht und 
gehen an .den Realitäten vorbei.

Die Frage nach der Legitimität einer Politik, 
deren außen- und innenpolitischen Revisions- 
und Restaurationsabsichten jegliche Krisen-
bekämpfung schon im Ansatz blockierten, ist 
nicht erst später von Historikern gestellt wor-
den, sondern schon im September 1931, als 
ihre entscheidende Phase noch in der Zukunft 
lag. Derjenige, der sich zu diesem Zeitpunkt 
mit dieser Problematik auseinandersetzterwar 
kein geringerer als Hans Schäffer, Staatsse-
kretär im Reichsfinanzministerium. Er verfaß-
te damals eine Denkschrift, in der er nach ei-
ner ausführlichen Erörterung der Bedingun-
gen, Auswirkungen und Alternativen der De-
flationspolitik die grundsätzliche Frage stellte, 
ob man es verantworten könne, „an einer rich-
tigen und zweckmäßigen Lösung" ■— worunter 
er die Ablösung des Deflationskurses durch 
eine Politik der Kreditausweitung und öffent-
lichen Arbeitsbeschaffung verstand —, „die so-
zial entlastend und politisch beruhigend wirkt, 
aus taktischen Gründen vorbeizugehen"?24 ).
Solche Überlegungen und Zweifel blieben 
Brüning allerdings fremd. Unbeirrt hielt er an 
seinem Kurs fest, auch als sein Handlungs-
spielraum begrenzter, die Aussichten auf Er-
folge geringer und Mißerfolge bereits offen-
kundig wurden. Dies erhellen in nicht zu über-
treffender Klarheit die Diskussionen, die im 
Frühjahr 1932 innerhalb des Reichskabinetts 
über die Aussichten eines erfolgreichen Ab-
schlusses der Reparationspolitik geführt wur-
den. Sie wurden sowohl innerhalb des Kabi-
netts als auch von einigen ausländischen Bot-
schaftern in Berlin als recht gering beurteilt, 
da sich die Kassenlage des Reiches rapide ver-
schlechterte und daher die Einstellung aller 
Zahlungen befürchtet werden mußte. Staats-
sekretär Schäffer drang deshalb bei Brüning 
darauf, seine Politik in der Weise zu ändern, 
daß er die Regierungen der Vereinigten Staa-
ten, Großbritanniens und Italiens über die ge-
fährdete Lage Deutschlands informiere und in 
einer Zusammenarbeit mit ihnen einen Aus-
weg suchen solle25 ). Dies um so mehr, als so-



wohl Brüning wie Schäffer nicht mit einer bal-
digen Lösung der Reparationsfrage rechneten 
und wegen ihrer Koppelung mit den interalli-
ierten Schulden davon ausgingen, noch min-
destens bis zum Frühjahr 1933 — nach dem 
Beginn einer neuen Präsidentschaft in den 
USA — abwarten zu müssen. Auf die Vorstel-
lungen Schäffers ging Brüning jedoch nicht 
ein, sondern stellte sich auf den Standpunkt: 
„Wir müssen unbedingt bis zum Frühjahr 1933 
durchhalten, und wenn wir Betrug anwenden 
sollten."26 )

30) So auch Rudolf Morsey, Zur Entstehung, 
Authentizität und Kritik von Brünings „Memoiren 
1918—1934" (= Rheinisch-Westfälische Akademie 
der Wissenschaften, Vorträge G 22), Opladen 1975, 
S. 38.

Vor dem Hintergrund dieser Erwartungen und 
Auffassungen muß auch eine Interpretation je-
ner berühmten Äußerung Brünings vor dem 
Reichstag am 11. Mai 1932 erfolgen, in der er 
davon sprach, daß er sich 100 Meter vor dem 
Ziel befinde. Mochte sich diese Behauptung 
im nachhinein auf die Reparationspolitik be-
zogen als richtig herausstellen, so ist doch auf-
grund der oben erörterten Diskussionen im 
Kabinett festzuhalten, daß Brüning selbst am 
11. Mai von der Richtigkeit seiner Feststellung 
nicht überzeugt war. Hierin liegt auch der 
Grund dafür, daß er bereits zwei Tage später 
gegenüber dem französischen Botschafter 
Francois-Poncet seine Aussage relativierte, in-
dem er feststellte, „es komme bei der Beurtei-
lung der Entfernung vom Ziel auf die Gesamt-
strecke an"27).  Ähnliche Darlegungen breitete 
er am 24. Mai im Auswärtigen Ausschuß des 
Reichstages aus und legte dabei zugleich teil-
weise die Motive offen, die ihn zu seiner Äu-
ßerung bewogen hatten. Es war der Versuch, 
der wachsenden Kritik an der Reparationspo-
litik zu begegnen, denn selbst von bisher der 
Regierung wohlmeinender Seite wurde Brü-
ning jetzt vorgeworfen, der „Reparationsfrage 
eine zu große Bedeut 28ung" beizumessen ). Auf 
fast gleiche Weise hatte sich in einem Brief an 
Brüning vom 15. Mai 1932 bereits der Reichs-
kommissar für die Osthilfe und Minister ohne 
Portefeuille, Schlange-Schöningen, ausge-
drückt, indem er unabhängig von der weiteren 
Entwicklung der Reparationsfrage auf die 
Arbeitslosigkeit als das Zentralproblem der 
Regierungspolitik verwies, das vordringlich 
anzugehen und zu lösen sei29 ).
Brüning erkannte sehr wohl, daß die sich hier 
abzeichnende Änderung der Prioritätenskala 

der politischen Zielsetzungen ihm den Boden 
unter den Füßen wegzuziehen drohte, hatte er 
sich doch seit Monaten den immer wieder er-
hobenen Forderungen nach Rücktritt oder Ka-
binettsumbildung nur mit dem Hinweis auf die 
außenpolitischen Erfordernisse entziehen 
können. So war seine Äußerung im Reichstag 
nicht zuletzt auch ein eindringlicher Appell an 
den Reichspräsidenten und seine Umgebung, 
an der Regierung Brüning auch weiterhin fest-
zuhalten30 ). Der Appell ging ins Leere und er-
zielte keine Wirkung mehr. Wenige Tage spä-
ter mußte Brüning demissionieren.
Es ist hier nicht der Ort, um ausführliche Erör-
terungen über den Sturz Brünings anzustellen. 
Nur soviel sei gesagt: In zumindest zweifacher 
Hinsicht steht das Ende von Brünings Kanz-
lerschaft in unmittelbarem Zusammenhang 
mit seiner Restaurations- und Revisionspoli-
tik. So wurde der Reichspräsident im Mai 1932 
erst durch den konsequenten Übergang zum 
Präsidialregime, den Brüning im Verlauf sei-
ner Amtszeit vollzogen hatte, in die Lage ver-
setzt, im Zusammenwirken mit der Reichs-
wehrführung ohne Rücksicht auf Reichstag 
und Parteien Brüning zu entlassen und Papen 
zu seinem Nachfolger zu ernennen. Für den 
Wechsel zu diesem Zeitpunkt war nicht zu-
letzt verantwortlich, daß Brüning alles auf ei-
nen Erfolg in der Reparationspolitik als erstem 
Schritt zu einer umfassenden außenpoliti-
schen Revision gesetzt und dabei zu spät ge-
merkt hatte, daß andere Probleme in den Vor-
dergrund getreten waren, die mehr und mehr 
als wichtiger erachtet wurden.
Als Zwischenergebnis dieser Anmerkungen 
kann festgehalten werden, daß sie wichtige 
Aspekte der Kanzlerschaft Brünings in einem 
anderen Licht erscheinen lassen, als dies bei 
Becker der Fall ist. Es konnte nachgewiesen 
werden, daß die mangelnde „Problemlösungs-
kapazität" des Weimarer Parlamentarismus 
zum Jahreswechsel 1929/1930 wenigstens teil-
weise durch die reale Möglichkeit einer Präsi-
dialregierung bedingt war; daß die Anwen-
dung des Art. 48 durch Brüning von Anfang an 
diametral anderen Zielen diente als zu Beginn 
der Republik und daher auch anders beurteilt 
werden muß; daß die Septemberwahlen eine

26) Ebenda, S. 1317.
27) Ebenda, S. 1450.
28) Ebenda, S. 1483.
29) Ebenda, S. 1455.



entscheidende Station darstellten, nicht nur 
weil sie den Niedergang des Parlamentaris-
mus beschleunigten, sondern auch, weil in ih-
rem Gefolge eine heftige innenpolitische Dis-
kussion über die Beseitigung des Young-Plans 
einsetzte, die auf die Politik der Regierung 
Brüning tiefgreifende Auswirkungen besaß; 
daß die deflationäre Finanz- und Wirtschafts-
politik nicht wirtschaftstheoretisch, sondern 
politisch begründet war und vor allem aus die-
sem Grund Maßnahmen zur Krisenbekämp-
fung nicht ergriffen wurden; daß Brünings 
Sturz im Mai 1932 u. a. auch ursächlich mit sei-
ner Restaurations- und Revisionspolitik zu-
sammenhing. Ihr werde ich mich abschließend 
noch einmal auf andere, grundsätzliche Art 
mit der Frage zuwenden, ob die Ziele, die Brü-
ning anstrebte, überhaupt realisierbar waren?

Becker bejaht diese Frage und sieht daher, wie 
oben bereits erwähnt, in Brünings Politik eine 
„konservative Alternative". Er stellt damit eine 
sehr weitgehende und in dieser Zuspitzung 
neue These auf. Sie besagt nämlich nicht mehr 
und nicht weniger, als daß Brünings Versuch, 
die außen- und verfassungspolitische Restau-
ration der Hohenzollernmonarchie herbeizu-
führen, für die deutsche Gesellschaft zu Be-
ginn der dreißiger Jahre eine reale Chance ge-
wesen wäre, ihr gleichsam die Möglichkeit ei-
nes „dritten Weges" zwischen parlamentari-
scher Demokratie westlicher Prägung und na-
tionalsozialistischer Diktatur geboten hätte. 
Die Einwände, die sich dagegen formulieren 
lassen, sind — kurz zusammengefaßt — fol-
gende:

Da sind zunächst Überlegungen über die au-
ßenpolitische Durchsetzungsmöglichkeit ei-
ner Konzeption anzustellen, die eine Mächte-
konstellation in Europa zum Ergebnis haben 
sollte, in der Deutschland wie in der Zeit vor 
dem Ersten Weltkrieg zur dominierenden 
Großmacht aufsteigt. Becker sieht die hierin 
liegenden Schwierigkeiten und setzt deshalb 
hinzu, diese Lösung sollte „nicht mehr das fa-
tale Risiko der Gegensätze der Vorkriegszeit 
und damit die Gefahr eines neuen großen 
Krieges" enthalten. Doch damit ist nur eine 
Wunschvorstellung ausgedrückt und noch 
nicht die Frage nach ihrer Realisierung beant-
wortet. Die bei den anderen europäischen 
Mächten, vor allem bei Frankreich, offen oder 
latent vorhandene Gegnerschaft gegen eine so 
weitreichende Revision von Versailles, die das 
Ergebnis des Ersten Weltkrieges geradezu auf 

den Kopf stellte, aber auch die weitreichenden 
Absichten und politischen Vorstellungen der 
Gruppierungen in Deutschland, die am ent-
schiedensten den Weimarer Revisionismus 
vertraten, wie schließlich der außenpolitische 
Stil der Regierung Brüning, der im letzten 
nicht auf Kooperation mit den anderen Mäch-
ten angelegt war, lassen die Bedenken erheb-
lich erscheinen, ob seine außenpolitischen 
Ziele innerhalb eines überschaubaren Zeitrau-
mes realisierbar waren und — was noch 
schwerer wiegt — ob sie zu einer stabilen Frie-
densordnung in Europa geführt hätten.
Die Zweifel an der Durchführbarkeit von Brü-
nings Konzeption werden allerdings noch grö-
ßer, wenn man sich ihrer innenpolitischen 
Komponente zuwendet. Mit welchen Kräften, 
so muß man zunächst fragen, wollte Brüning 
seine verfassungspolitischen Restaurationsab-
sichten in die Tat umsetzen? Diese Frage 
drängt sich um so mehr auf, wenn man berück-
sichtigt, daß er es während seiner Kanzler-
schaft peinlich vermied, seine Zielvorstellun-
gen in ihrem ganzen Ausmaß den möglichen 
Verbündeten mitzuteilen, so daß bereits ein-
gewandt worden ist, daß die Restaurationsab-
sichten Brünings, wie sie in den Memoiren 
dargestellt sind, eher einer nachträglichen 
Konstruktion entspringen, um die eigene Poli-
tik im nachhinein zu rechtfertigen und zu legi-
timieren31 ). Aber auch hiervon abgesehen, 
weisen der fortschreitende Vertrauensverlust, 
den Brüning im Verlauf seiner Kanzlerschaft 
im rechten bürgerlichen Parteienspektrum er-
litt, das noch am ehesten für seine Restaura-
tionspläne zu gewinnen gewesen wäre, sowie 
dessen permanente Schwächung bei gleichzei-
tigem Anwachsen der Parteien, die eine sol-
che Lösung ablehnten, auf einen irrealen Kern 
dieses Konzeptes hin. Noch aussichtsloser er-
scheint der Restaurationsversuch Brünings im 
Hinblick auf Reichspräsident und Reichswehr-
führung, deren Machtstellung infolge des fort-
gesetzten Regierens nach Art. 48 ständig 
wuchs und ohne deren Zustimmung eine Ver-
wirklichung überhaupt nicht möglich war. 
Hindenburg reagierte nach Brünings eigenem 
Bekunden verständnislos, als ihm der Reichs-
kanzler seine eigentlichen Absichten andeu-
tete32 ), und die Reichswehrführung entwik- 
kelte unter General v. Schleicher bald eigene, 

31) So Hans Mommsen, a. a. O., S. 18.
32) Heinrich Brüning, Memoiren 1918—1934, Stutt-
gart 1970, S. 512, 582.



von Brünings Vorstellungen abweichende 
Auffassungen über die politischen Prioritä-
ten.

Aber selbst wenn man die Frage nach der 
Möglichkeit der politischen Realisierung der 
Wiederherstellung des preußisch-deutschen 
Konstitutionalismus einmal beiseite läßt, wird 
offenkundig, welch geringe Tragfähigkeit Brü-
nings Restaurationskonzept aufwies. Die hi-
storische Forschung hat sich in den letzten 
Jahren in mannigfachen Untersuchungen mit 
der innen- und verfassungspolitischen Kon-
struktion des Deutschen Kaiserreichs ausein-
andergesetzt und dabei bei allen Abweichun-
gen und gegensätzlichen Auffassungen im ein-
zelnen zu einem insgesamt kritischen Urteil 
gefunden, da das politische System aufs Ganze 
gesehen den Problemen der Gesellschaft des 
Kaiserreichs mit ihren Industriealisierungs- 
und Modernisierungsschüben nicht adäquat 
gewesen sei, jedenfalls solange nicht, wie eine 
als notwendig empfundene Parlamentarisie-
rung ausblieb33 ). Dieser Befund deckt sich mit 
dem erweiterten Erfahrungshorizont einer 
später lebenden Generation, der offensichtlich 
geworden ist, daß moderne Massengesell-
schaften nicht durch obrigkeitliche Regime zu 
regieren sind, daß letztlich nur die Alternative 

33) Große Unterschiede gibt es in der Frage, ob die 
innenpolitische Entwicklung des Kaiserreichs, 
wenn es nicht zum Ersten Weltkrieg gekommen 
wäre, zwangsläufig zur Parlamentarisierung geführt 
hätte. Dieses Problem ist für unseren Zusammen-
hang jedoch ohne Interesse.

zwischen pluralistisch-demokratischem Par-
teienstaat in der westeuropäischen Tradition 
und sozialistischem Einparteienstaat, der un-
terschiedliche Schattierungen aufweisen 
kann, existiert, im Zeitraum von 1920 bis 1945 
noch erweitert durch Faschismus und Natio-
nalsozialismus.
Aufgrund dieser Überlegungen muß Brünings 
Restaurationsversuch als verhängnisvoll er-
scheinen. Denn indem Brüning in Anspielung 
auf die besonderen Gegebenheiten des deut-
schen Staates und der deutschen Gesellschaft 
die Wiedererrichtung eines politischen 
Systems anstrebte, dessen Unterlegenheit ge-
genüber den westlichen Demokratien sich 
spätestens im Verlauf des Ersten Weltkrieges 
herausgestellt'hatte und für dessen Funktio-
nieren die Voraussetzungen längst nicht mehr 
gegeben waren, und sich nicht für die Erhal-
tung und Verbesserung des Weimarer Parla-
mentarismus nutzte, sondern den sicherlich 
engen, aber dennoch vorhandenen Hand-
lungsspielraum bewußt zu seiner Schwächung 
nutzte, reihte er sich in die Schar der Politi-
ker ein, die wider Willen die Voraussetzungen 
schufen, die die Machtübernahme des Natio-
nalsozialismus erleichterten.
Das Ergebnis dieser Anmerkungen muß daher 
gegen Becker so formuliert werden: Es gab 
keine „konservative Alternative"; Brünings 
Kurs ist letzten Endes an falschen Konzeptio-
nen für die Außen- und insbesondere für die 
Innenpolitik gescheitert.



Josef Becker

Geschichtsschreibung im politischen Optativ?

Zum Problem der Alternativen 
im Prozeß der Auflösung einer Republik wider Willen

Udo Wengst überrascht seine Leser: Im Unter-
titel der „kritischen Anmerkungen" zu meinem 
Aufsatz „Heinrich Brüning und das Scheitern 
der konservativen Alternative in der Weima-
rer Republik“ kündigt er eine Auseinanderset-
zung mit „neuen Thesen über die Endphase 
der Weimarer Republik" an — schon drei 
Sätze weiter erfährt man, daß es sich eigent-
lich gar nicht um „neue"Thesen handle, son-
dern daß in meinem Aufsatz lediglich eine äl-
tere Auffassung wieder aufgegriffen werde, 
die der damalige Nestor der deutschen Ge-
schichtswissenschaft, Friedrich Meinecke, be-
reits 1947 vertreten habe. Also „alt" oder 
„neu"?
In der Tat stellt meine Deutung — und dies ist 
in meinem Aufsatz (im folg, zit.: B 22 + Seiten-
zahl) gleich eingangs nachzulesen — der 
Kanzlerschaft Brünings als des gescheiterten 
Versuchs einer konservativen Alternative 
zum Untergang von Rechtsstaat und Demo-
kratie keineswegs eine neue These dar. Und 
ebensowenig ist diese Deutung (wie Udo 
Wengst offensichtlich meint) in der Welle der 
Brüning-Kritik nach dem Erscheinen der „Me-
moiren" des ehemaligen Reichskanzlers im 
Jahre 1970 untergegangen. Die postume Publi-
kation der Brüning-Memoiren hat zwar für das 
Bild der politischen Persönlichkeit Brünings 
weithin einen ähnlichen Effekt ausgelöst wie 
zuvor schon für Gustav Stresemann das Be-
kanntwerden von dessen „Kronprinzen-Brief" 
und vor allem die Öffnung seines Nachlasses 
nach 1945. Insgesamt ist durch die Publikation 
der Brüning-Erinnerungen und die daran an-
schließende historisch-politische Diskussion 
das Bild Brünings „facettenreicher", seine Poli-
tik „problematischer" geworden (B 22, S. 17). 
Allerdings haben mich auch Udo Wengsts Ein-
wände und Gegenargumente nicht davon 
überzeugt, daß nun an die Stelle einer „legenda 
aurea" in der Beurteilung Brünings und seiner 
Politik eine „leyenda negra" zu treten habe, in 
der Brüning (auf dem Weg einer personalisti-
schen Reduktion der Gesamtproblematik) zur 
negativen Schicksalsfigur in der Schlußkrise 
der Weimarer Republik wird. Die folgende

Replik auf die zentralen Punkte der „kritischen 
Anmerkungen" mag dies verdeutlichen1)-

1) Es erübrigt sich dabei, auf den polemischen lap- 
sus calami von Udo Wengst näher einzugehen, ich 
hätte die „wissenschaftliche Diskussion“ seit dem 
Erscheinen der Brüning-Memoiren „eher beiläufig 
oder überhaupt nicht zur Kenntnis" genommen 
(S. 19). Ich habe einen Aufsatz und kein Buch ge-
schrieben; das letztere wäre notwendig gewesen, 
wenn ich eine „explizite Auseinandersetzung" hätte 
führen wollen. Für den Kenner der Brüning-Litera-
tur der letzten 25 Jahre war ohnedies klar, wo ich an 
früheren Auffassungen festhalte bzw. mich von an-
deren Positionen abgrenze.

I. Zur Wirtschafts- und Finanzpolitik 
Brünings

In meinem Aufsatz hatte ich in breiter Aus-
führlichkeit (vgl. B 22, S. 9—13) neueste For-
schungsergebnisse des Münchener National-
ökonomen und Wirtschaftshistorikers Knut 
Borchardt referiert, denen für die Beurteilung 
der wirtschaftlich-sozialen wie auch der politi-
schen Entwicklung der Weimarer Republik 
grundlegende (im Hinblick auf Auffassungen 
wie die von Udo Wengst: revolutionäre) Be-
deutung zukommt. Die Vermutung lag daher 
nahe, daß sich Udo Wengst bei seiner Kritik 
der Brüningschen Finanz- und Wirtschaftspo-
litik mit diesen neuen Studien von Knut Bor-
chardt und ihren Ergebnissen auseinanderset-
zen würde. Dies geschieht nicht; Knut Bor-
chardts Untersuchungen werden mit keinem 
Wort erwähnt.
Statt dessen greift Udo Wengst zur Begrün-
dung seiner Kritik auf das Argument zurück, 
daß Brünings „deflationäre Finanz- und Wirt-
schaftspolitik [...] politischen Zwecken" diente 
„und erst in zweiter Linie wirtschaftstheore-
tisch begründet" war. Daher müsse eine Aus-
einandersetzung mit ihr „vor allem auf ihre po-
litische Dimension eingehen", was in meinem 
Aufsatz nicht geschehen sei (S. 23).
Mit der Feststellung eines Primats der politi-
schen vor den wirtschaftlichen Motiven beim 



Kurs der Kabinette Brüning in der Weltwirt-
schaftskrise rennt Udo Wengst offene Türen 
ein. Denn seit der Dissertation von Wolfgang 
J. Helbich über die Reparationen in der Ära 
Brüning aus dem Jahre 1962 (und nicht erst — 
wie Udo Wengst anscheinend meint — seit ei-
ner Veröffentlichung von Hans Mommsen aus 
dem Jahre 1978) steht es in der Brüning-For-
schung fest, daß die Wirtschafts- und Finanz-
politik wie die Innenpolitik des Reichs in den 
Jahren 1930—1932 „ganz unter dem Primat der 
Außenpolitik" standen (B 22, S. 13). Diese Fest-
stellung läßt aber den Schluß nicht zu (und 
dies war im wesentlichen ebenfalls bereits ein 
Ergebnis der Arbeit von Wolfgang J. Helbich), 
daß Brüning bei einer anderen politischen 
Prioritätensetzung 1930/31 eine großange-
legte Politik der Arbeitsbeschaffung im Sinne 
der Theorien von John Maynard Keynes ein-
geleitet hätte oder hätte einleiten können, und 
zwar mit der konkreten Chance, die Weltwirt-
schaftskrise in Deutschland rasch in den Griff 
zu bekommen und auf diese Weise „Hitlers 
Aufstieg [...] gleichsam mit wirtschaftspoliti-
schen Tricks zu verhindern" (B 22, S. 12). Brü-
nings „Deflationspolitik [...] war zu einem er-
heblichen Umfang, objektiv gesehen, unver-
meidlich" — so lautet auch das Urteil Ernest 
Hamburgers2), dessen Beitrag zur Brüning- 
Diskussion nach dem Erscheinen der „Memoi-
ren" Udo Wengst als Exempel einer kritische
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n 
historischen Würdigung der deutschen Politik 
1930—1932 empfiehlt (S. 19, Anm. ).

2) Ernest Hamburger, Betrachtungen über Heinrich 
Brünings Memoiren, in: Internationale Wissen-
schaftliche Korrespondenz zur Geschichte der Ar-
beiterbewegung 15, 1972, S. 31.

3) Gerhard Schulz (Hrsg.), Politik und Wirtschaft in
der Krise 1930—1932, Quellen zur Ära Brüning, be- 
arb. v. Ilse Maurer u. Udo Wengst unter Mitwirkung 
v. Jürgen Heideking, II, Düsseldorf 1980, S. 1249.
4) Ekhard Wandel, Hans Schäffer, Stuttgart 1974,

Für seine Auffassung, daß ein erfolgreicher 
wirtschafts- und finanzpolitischer Kurswech-
sel — weg von der Deflationspolitik, hin zur 
raschen Krisenmilderung — möglich gewesen 
wäre, beruft sich Udo Wengst auf eine Denk-
schrift, die „kein geringerer als Hans Schäffer, 
Staatssekretär im Reichsfinanzministerium" 
(S. 23), im September 1931 verfaßte und die 
in einem soeben erschienenen Dokumenten-
werk (erneut) abgedruckt ist Als Beispiel für 
ein konkretes Krisenbekämpfungskonzept 
(mit Arbeitsbeschaffungsprojekten etc.) zitiert 
Udo Wengst darüber hinaus den Wagemann- 
Plan vom Januar 1932, der eine „breite öffentli-
che Diskussion" über wirtschaftspolitische Al-
ternativen auslöste und zu „Forderungen ge-
genüber der Reichsregierung" führte, die diese 
„nur halbherzig und widerstrebend in Erwä-
gung" (S. 23) zog. Leider hat Udo Wengst an-

scheinend übersehen, daß in einem anderen 
Dokument des neuen Quellenbandes, an des-
sen Edition Wengst selbst mitarbeitete, „kein 
geringerer als Hans Schäffer" den Wagemann- 
Plan und die damit im Zusammenhang ste-
hende Kritik an der Regierung Brüning mit 
dem Verdikt kommentierte, es seien „einige 
ganz verständige Sachen dabei [...], aber keine, 
welche die Krise beheben könnten. Das 
Schlimme sei", so fährt die Aufzeichnung Hans 
Schäffers fort, die sich in diesen Passagen wie 
eine vorweggenommene Kritik an Udo 
Wengsts „Anmerkungen" liest, „das Schlimme 
sei, daß durch die Art der Aufmachung und 
Bekanntmachung bei der Bevölkerung der 
Eindruck erweckt würde, es läge nur an der 
schlappen Haltung der Regierung, daß sie sol-
che Mittel nicht ergreife. Das ist aber ganz un-
richtig. Wagemann gibt jetzt schon selbst zu, 
daß an der Krise durch die Dinge nicht viel 
verändert werden könnte"3). Und leider ist 
Udo Wengst offenbar auch entgangen, daß 
„kein Geringerer" als der Staatssekretär im 
Reichsfinanzministerium, Hans Schäffer, wäh-
rend seiner Amtszeit „die Brüningsche Defla-
tionspolitik aus voller Überzeugung unter-
stützt hat. Auch später", so ist in seiner Biogra-
phie aus dem Jahre 1974 nachzulesen, „war er 
der Ansicht, daß keine andere Wirtschaftspo-
litik hätte betrieben werden können. Die spä-
tere Kritik an den damaligen Maßnahmen be-
zeichnete Schäffer als eine posthume Weis-
heit"4). Es hätte den Fortgang der wissenschaft-
lichen Diskussion mehr gefördert, wenn sich 
Udo Wengst statt auf „posthume Weisheiten" 
zu rekurrieren, der Herausforderung gestellt 
hätte, die für seine Auffassungen von den For-
schungsergebnissen eines Wirtschaftshistori-
kers wie Knut Borchardt ausgeht.

II. Zur Außenpolitik Brünings

Auch in bezug auf die Außenpolitik Brünings 
haben mich die Einwände von Udo Wengst 
nicht überzeugt. Wenn ich recht sehe, resü-
mieren sie sich vor allem
1. in dem Vorwurf des reaktiven Charakters 
der Außenpolitik Brünings, der — im wesentli-
chen ohne eine von Anfang an entwickelte 
realistische Konzeption — unter dem ständig 



wachsenden Druck der rechtsradikalen Oppo-
sition zur Unzeit die Revision des Young-Plans 
betrieben und eine politisch nicht mögliche 
„Quadratur des Zirkels" (S. 22) versucht habe, 
und
2. in dem Vorwurf, daß Brüning „im letzten" die 
Bereitschaft zur „Kooperation mit den anderen 
Mächten" gefehlt habe, wie in dem Zweifel 
daran, ob Brünings Ziele „innerhalb eines 
überschaubaren Zeitraumes realisierbar wa-
ren" und ob „sie zu einer stabilen Friedensord-
nung geführt hätten" (S. 25).
ad 1) In meinem Aufsatz hatte ich festgestellt, 
daß die „Konsequenzen der Katastrophen- 
wähl' vom September 1930 [sich] nicht auf die 
grundlegenden Veränderungen in der parla-
mentarischen und parteipolitischen Land-
schaft [beschränkten]; sie führten darüber hin-
aus", so ist in meinem Aufsatz zu lesen, „zu ei-
nem starken Vertrauensverlust im Ausland, 
zum raschen Abzug einer großen Zahl kurzfri-
stiger Auslandskredite und damit zu einer 
außerordentlichen Verschärfung der wirt-
schaftlichen und sozialen Krise im Re
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ich" 

(B 22, S. ). An diesen (in der Forschung nir-
gendwo bestrittenen) Befund knüpft Udo 
Wengst die Feststellung an, daß die allge-
meine „Revisionsstimmung" im Herbst 1930 
„,nur die Folge der Wahl vom 14. September 
1930"’ war (S. 22). Das Zitat, das sich Udo 
Wengst hier zu eigen macht, stammt, wie er 
korrekterweise hervorhebt, aus einer Debatte-
rede des nationalsozialistischen Reichstagsab-
geordneten Graf Reventlow im Auswärtigen 
Ausschuß des Reichstags. In der gleichen Sit-
zung dieses Parlamentsgremiums wollte Her-
mann Göring „von dem Reichsaußenminister 
die Bestätigung haben, daß die Debatte über 
die Revision des Young-Plans erst seit dem 
Ausgang der Wahl vom 14. September begon-
nen habe. Dr. Curtius", so heißt es in dem Be-
richt über die Sitzung des Auswärtigen Aus-
schusses weiter, „wies diese Annahme aber als 
auf einem erheblichen Irrtum beruhend zu-
rück"5). Kann man — wie dies Udo Wengst 
vorschlägt — die Behauptung eines NS-Füh- 
rers, 'dessen propagandistische Zielsetzung 
(gegen „Erfüllungspolitik“ und „schlappe" De-
mokraten) auf der Hand liegt, hier für bare 
Münze nehmen? Und muß man dagegen — 
wie dies Udo Wengst tut — die Versicherung 
von Außenminister Curtius, daß „mit dem Mo-
ment der Unterzeichnung [des Young-Plans 
... ] auch die Bestrebungen [der Reichsregie-

5) Schulz, Politik und Wirtschaft, I, S. 455.

6) Schulz, Politik und Wirtschaft, I, S. 452.
7) Schulz, Politik und Wirtschaft, I, S. 58.
8) Wolfgang J. Helbich, Die Reparationen in der Ära 
Brüning, Berlin-Dahlem 1962, S. 29.

rung] begonnen [hätten], ihn durch eine bes-
sere Vereinbarung ersetzt zu bekommen"6), a 
priori unter den Verdacht der schlichten Apo-
logie stellen? Noch dazu, wenn die von Udo 
Wengst mitbearbeitete neue Quellenedition 
die Niederschrift über eine Minister-
besprechung enthält, in der Außenminister 
Curtius am 28. Februar 1930 ausführte: „Wenn 
wir die Annahme des Young-Plans bekommen, 
müssen wir eine zielbewußte Revisionspolitik 
einleiten"?7)
Niemand bestritt, daß die Entwicklung des 
Rechtsradikalismus und speziell das An-
schwellen der braunen Flut in und nach der 
Katastrophenwahl vom September 1930 „tief-
greifende Auswirkungen" (S. 20) auf die Poli-
tik der Regierung Brüning und ihren Hand-
lungsspielraum hatte. Aber die These ist 
schlichtweg falsch und geht letzten Endes auf 
die NS-Propaganda und Hugenberg-Publizi-
stik zurück, daß die Reparationspolitik Brü-
nings letztlich nur als eine Funktion der Pres-
sionen von rechts zu verstehen sei. Wolfgang 
J. Helbich hat schon vor nahezu zwei Jahr-
zehnten dem Zusammenhang zwischen der in-
nenpolitischen Entwicklung und der Repara-
tionspolitik Brünings eine scharfsinnige Un-
tersuchung gewidmet, deren wesentliches Re-
sultat wie folgt lautet: „Mehrfach hatte der in-
nenpolitische Druck maßgeblichen Einfluß auf 
außenpolitische Entscheidungen des Kabi-
netts in der Reparationsfrage, aber es ist her-
vorzuheben, daß jedem Einlenken Brünings 
ein längerer hinhaltender Widerstand voraus-
ging und daß sich sein Nachgeben in jedem 
Falle nur auf taktische Züge, nicht jedoch auf 
die Strategie der Reparationspolitik erstreck-
te."8) Eine soeben erschienene Bonner Disser-
tation, die Udo Wengst bei der Abfassung sei-
ner „kritischen Anmerkungen" wohl noch 
nicht zur Verfügung gestanden haben kann, 
bestätigt auf der Grundlage neu erschlossener 
Quellen dieses Urteil. Sie liefert einen zusätz-
lichen Nachweis für die Auffassung Helbichs, 
daß „Brüning schon bei seinem Regierungsan-
tritt über ein Konzept für die Reparationsrevi-
sion verfügte", daß die „Reparationsrevision 
unmittelbar nach Regierungsübernahme und 
nicht erst nach den Septemberwahlen 1930 
vorbereitet und angesteuert wurde", und zwar 
mit dem Ziel der „völligen Streichung der Re-



parationen"9). Die vom Reichskanzler, vom 
Reichsfinanzministerium (H. Schäffer), Reichs-
wirtschaftsministerium und Auswärtigen Amt 
formulierte, in sich stringente Reparations-
konzeption wurde mit „flexibler Konsequenz" 
den sich wandelnden innen-, wirtschafts-, han- 
dels- und finanzpolitischen Verhältnissen so-
wie last but not least den internationalen Ent-
wicklungen angepaßt.

9) Winfried Glashagen, Die Reparationspolitik 
Heinrich Brünings 1930—1931, Phil. Diss. Bonn 
1980, Bd. I, S. 553 u. 564. — Udo Wengsts Verweis 
darauf, daß in dem „ersten von der Regierung Brü-
ning vorgelegten Regierungsprogramm" die Revi-
sion des Young-Plans „keine Rolle" (S. 22) spielte, 
wäre ein merkwürdiges Juristenargument des „quod 
non est in actis non est in mundo", wenn damit Brü-
nings öffentliche Regierungserklärung vor dem 
Reichstag am 1. April 1930 gemeint sein sollte. Der 
Young-Plan war am 13. März 1930 zum Reichsgesetz 
geworden; die Räumung des Rheinlandes als die 
wichtigste unmittelbare Folge des Young-Plans 
wurde von der französischen Regierung am 17. Mai 
1930 angeordnet. War es schon deswegen denkbar, 
daß die Reichsregierung vor aller Öffentlichkeit be-
reits am 1. April ihre Revisionsabsichten ankündig-
te?

10) Franz Knipping datiert den „Anfang vom Ende 
der Reparationen" auf die Einberufung des Beraten-
den Sonderausschusses im November 1931 (vgl. sei-
nen gleichnamigen Beitrag zu: Josef Becker u. Klaus 
Hildebrand, Hgg., Internationale Beziehungen in 
der Weltwirtschaftskrise 1929—1933, München 
1980, S. 211 ff.).
10a) Es ist mir nicht ersichtlich, warum Wengst be-
sonderen Werf auf die Feststellung legt, daß diese 
Formel „nicht zuletzt auch“ als ein „eindringlicher 
Appell an den Reichspräsidenten und seine Umge-
bung" gedacht war (S. 24) — in meinem eigenen Auf-
satz stand die (lediglich eine communis opinio der 
Forschung seit langem wiedergebende) Feststel-
lung, daß Brüning damit „beschwörend" auf seine 
„Gegner vor wie hinter den Kulissen und den 
Reichspräsidenten" einwirken wollte (B 22, S. 14). Im 
übrigen überrascht, daß Wengst glaubt, aus einem 
Dokument des von ihm mitbearbeiteten Quellen-
bandes zweifelsfrei belegen zu können, „daß Brü-
ning selbst am 11. Mai von der Richtigkeit seiner 
Feststellung nicht überzeugt war" (S. 24). Bei dem 
fraglichen Dokument handelt es sich um eine Auf-
zeichnung von Staatssekretär Schäffer vom 
4. März [!] 1932. Am 2. Mai 1932 notierte Schäffer fol-
gende Äußerung des Kanzlers: „Die außenpolitische 
Lage und das Durchhalten denke ich mir gar nicht 
so schwer und unmöglich [..(Tagebuch Schäffer, 
Institut für Zeitgeschichte München.) Diese Auf-

Es war im Rahmen dieses Revisionskonzepts, 
daß Brüning es immer wieder ablehnte, „an 
die Frage [einer Reparationsrevision] in einem 
unzeitgemäßen Augenblick heranzugehen'" 
(S. 22). Und entsprechend dieser Maxime hat 
sich Brüning auch nicht — im Gegensatz zur 
Meinung Udo Wengsts — von der innenpoliti-
schen Entwicklung zu einem im Sinne seines 
Revisionskonzepts „unzeitgemäßen" Schritt 
drängen lassen. Die von Udo Wengst zitierte 
Äußerung Brünings über die Ablehnung einer 
„unzeitgemäßen" Reparationsinitiative stammt 
von Ende November 1930; als Zeitraum, vor 
dem er ein Anschneiden der Reparationsfrage 
entschieden ablehnte, nannte der Kanzler da-
mals eine Periode von mehreren Monaten bis 
zu einem Jahr. Die innere Entwicklung im 
Reich hat Brüning veranlaßt, und die Entwick-
lung auf dem Feld der Außenpolitik hat dies 
ermöglicht, daß das Reich rund sieben Monate 
später eine reparationspolitische Initiative er-
griff. In einer Erklärung vom 6. Juni 1931, die 
vor allem als innenpolitischer Flankenschutz 
für eine unpopuläre Notverordnung gedacht 
war, kündigte die Reichsregierung die Unmög-
lichkeit der weiteren Erfüllung der Repara-
tionsverpflichtungen an.
Dieser „Tributaufruf" bzw. die damit verbun-
dene reparationspolitische Initiative hatte 
nicht allein — wie dies Udo Wengst zur Ver-
blüffung des Lesers darstellt (S. 23) — „Mora- 
toriumsgerüchte" (S. 23) zur Folge sowie 

(weitaus gravierender) die Konsequenz, daß 
die im Mai 1931 ausgebrochene zentraleuro-
päische Kredit- und Währungskrise in 
Deutschland erheblich verschärft wurde und 
sich zur Bankenkrise zuspitzte.
Bei den gleichzeitigen Gesprächen auf dem 
Landsitz des britischen Premierministers in 
Chequers gelang es Brüning, die britischen Po-
litiker definitiv von der Notwendigkeit einer 
raschen Initiative in der Reparationsfrage zu 
überzeugen. Auf Grund der (partiellen) wirt-
schaftlichen Interessenkonkordanz, die da-
mals zwischen Großbritannien und dem Deut-
schen Reich bestand, und — conditio sine qua 
non — auf dem Hintergrund der Young-Plan-
konformen Austerity-Politik Brünings mach-
ten die Engländer ihren ganzen Einfluß in Wa-
shington zugunsten eines internationalen 
Schuldenfeierjahres geltend. Es wurde (in ei-
ner Art antifranzösischer Einheitsfront von 
USA, Großbritannien, Italien und Deutsch-
land) am 20. Juni 1931, vierzehn Tage nach 
Brünings Gesprächen in Chequers, vom ame-
rikanischen Präsidenten Herbert Hoover ver-
kündet. Dieses zunächst auf ein Jahr befristete 
Hoover-Moratorium sollte zur ersten, bei der 
Fortführung des Revisionskonzepts der Regie-
rung Brüning kaum mehr reversiblen Etappe 
auf dem Weg zur definitiven Ablösung der Re-
parationen im Juni 1932 werden10 ). Was Udo 
Wengst als eine „Quadratur des Zirkels" 
(S. 22) bezeichnet, scheiterte im Frühjahr 
1932 „100 Meter vor dem Ziel 1"0a)  — und zwar 



nicht daran, daß jetzt auch im Lager der Regie-
rung sich die Zweifel an Brünings Durchhalte-
kurs mehrten, sondern viel eher an der Über-
zeugung der Ratgeber des Reichspräsidenten 
und Schleichers, daß ein Kanzlerwechsel und 
die Bildung einer vom Parlament unabhängi-
gen Präsidialregierung die von Brüning ange-
bahnten Erfolge in der Reparations- und 
Gleichberechtigungsfrage nicht mehr gefähr-
den werde11).  ..Das Größte, was Brüning er-
reicht hat“, so zog einer der kompetentesten 
Kritiker der Politik Brünings das Fazit, „war 
die Streichung der deutschen Reparationsver-
pflichtungen, die erst unmittelbar vor seinem 
Amtsantritt im Young-Plan neu festgesetzt 
worden waren. Er hatte die Streichung soweit 
vorbereitet, daß sie nach seinem Ausscheiden 
reibungslos über die Bühne ging"12 ).

13) Vgl. dazu meinen Versuch einer knappen Zwi-
schenbilanz der wissenschaftlichen Diskussion: Zit. 
in B 22, S. 14 Anm. 11 sowie Probleme der Außenpo-
litik Brünings, in: Becker/Hildebrand, Interna-
tionale Beziehungen, S. 283 ff.
14) Unter Hegenomie verstehe ich dabei eine 
Machtposition, „die in einem geographisch definier-
ten Bereich von Staaten keine Mächtekombination 
(... zuläßt), die das ökonomische, militärische und 
politische Potential“ der Hegemonialmacht „über-
trifft oder ausbalanciert und damit den entscheiden-
den direkten oder informellen Einfluß dieser Hege-
monialmacht auf das gegebene Macht- und Staaten-
system aufhebt" (Becker/Hildebrand, Internationale 
Beziehungen, S. 422). — Im übrigen hatte ich nicht 
— wie Wengst irrtümlich schreibt (S. 25) — Brüning 
das Ziel einer „dominierenden Großmacht“ für das 
Deutsche Reich, sondern das der „stärksten Groß-
macht" (in einem neuen Gleichgewichtssystem) zu-
geschrieben (B 22, S. 14).

ad 2): Es ist mir nicht ganz ersichtlich, worauf 
Udo Wengst sein Verdikt gründet (und was 
damit gemeint ist), daß der „außenpolitische 
Stil der Regierung Brüning [...] im letzten 
nicht auf Kooperation mit den anderen Mäch-
ten angelegt“ gewesen sei (S. 25). Soll damit 
gesagt werden, daß Brüning in seinem außen-
politischen Stil die „Herrenreiter- und Militär-
diplomatie" seines Nachfolgers, des Herrn von 
Papen, vorwegnahm — jedenfalls „im letzten", 
wenn auch noch nicht erkennbar auf den 
ersten Blick? Oder wird damit eine innere Af-
finität zu dem „außenpolitischen Stil" und dem 
politischen Programm suggeriert, die nach 
1933 in der deutschen Politik dominierten (da 
unter der Negation von „Kooperation" doch 
wohl Konfrontation mit dem fließenden Über-
gang zur Aggression zu verstehen ist)?
Die eine Hypothese wäre jedenfalls so verfehlt 
wie die andere. Oder zielt Udo Wengst etwa 
generell auf die revisionistische Grundkon-
zeption Brünings, die den Reichskanzler 1931 
veranlaßte, das Angebot eines französischen 
Millionenkredits und damit einer „Koopera-
tion" mit Frankreich auszuschlagen (trotz der 
verheerenden Haushaltslage von Reich, Län-
dern und Kommunen)? Dieses Argument

Zeichnung Schäffers wie andere seiner Notizen, die 
Brünings relativ optimistischere Auffassung nach 
den Verhandlungen in Genf im April 1932 belegen, 
sind in dem Quellenband nicht publiziert (zu dieser 
Problematik von Auswahleditionen vgl. meine Be-
sprechung in: Das Historisch-Politische Buch 29, 
1981).
11) Vgl. Hans Mommsen, Heinrich Brünings Politik 
als Reichskanzler, in: Karl Holl (Hrsg.), Wirtschafts-
krise und liberale Demokratie, Göttingen 1978, 
S.31.
12) Arnold Brecht, Gedanken über Brünings Memoi-
ren, in: Politische Vierteljahresschrift 12, 1971, 
S. 628.

würde außer acht lassen, daß mit dem Anleihe-
angebot der Pariser Regierung selbstverständ-
lich politische Bedingungen verknüpft waren 
— die Verpflichtung zu einem revisionspoliti-
schen Moratorium, d. h. der Verzicht, für die 
Dauer eines bestimmten Zeitraums (zehn Jah-
re) die Frage der Revision von Versailles auf-
zurollen. Brüning selbst war dazu (natürlich) 
nicht bereit; hätte er ein französisches Ange-
bot mit derartigen politischen Klauseln akzep-
tiert, wäre sein Sturz (und damit ein entspre-
chender Rechtsdruck unter Preisgabe der par-
lamentarischen Rückbindung für das neue 
Präsidialkabinett) die automatische Folge ge-
wesen. Kooperation ja — aber nicht unter der 
Bedingung einer Preisgabe der Revisionspoli-
tik gegenüber dem Versailler Vertrag (oder 
unter Hinnahme einer Juniorpartnerschaft 
mit Frankreich auf längere Sicht) — dies war 
die Grundmaxime der Außenpolitik in der 
Weimarer Republik unter Brüning wie schon 
zuvor unter Stresemann oder Rathenau.
Gewiß haben sich in Brünings Außenpolitik 
gegenüber der Ära Stresemann die Akzente in 
der Symmetrie von kollektiver Sicherheitspo-
litik (also Völkerbundspolitik als einer Basis 
deutscher Revisionspolitik) und der traditio-
nellen Gleichgewichtspolitik einer (potentiel-
len) Großmacht zwischen Ost und West zu-
gunsten der Bismarckschen Traditionen ver-
schoben13). Diese Akzentverlagerung nach 
Stresemanns Tod trug dem Scheitern der Lo-
carno-Politik Stresemanns Rechnung und war 
wie diese im wesentlichen realpolitisch moti-
viert. Aber auch in der Politik Brünings blieb 
— wie in der Diplomatie Stresemanns — der 
große, allgemeine Krieg als Mittel künftiger 
deutscher Politik ausgeschlossen. Dem ent-
sprach das Ziel einer mitteleuropäischen Prä- 
ponderanz, nicht einer kontinentalen Hege-
monie14) des Deutschen Reiches in einem 



post-Versailler Staatensystem, in dem die 
„künstliche" Hegemonie Frankreichs aus den 
ersten Jahren der Nachkriegszeit abgelöst war 
und eine politische Stabilisierung durch wirt-
schaftliche Kooperation und Verflechtung wie 
die Verzahnung von Allianzsystemen (unter 
Einschluß der Sowjetunion) geleistet werden 
sollte.
Zweifellos ist es nicht nur legitim, sondern 
auch notwendig, die Frage der Realisierbar-
keit dieses Revisionsprogramms wie des Cha-
rakters einer post-Versailler Friedensordnung 
entsprechend den Zielsetzungen der Weima-
rer Außenpolitik zu stellen. Udo Wengst 
kommt bei beiden Fragen zu skeptischen bzw. 
negativen Antworten. Gruppiert man die Revi-
sionsziele der Weimarer Republik in der von 
Brüning (wie ähnlich von Stresemann) verfolg-
ten Reihung „Reparationen, militärische 
Gleichberechtigung, territoriale Revisionen" 
(vor allem gegenüber Polen), dann stellt man 
fest, daß am Ende der Kanzlerschaft Brünings 
die Schlußregelung der Reparationsfrage fak-
tisch erreicht und die Weichen für die prinzi-
pielle militärische Gleichberechtigung (im 
Rahmen einer begrenzten Abrüstungs- bzw. 
Rüstungskontrollkonvention) gestellt waren.
Bleiben die territorialen Fragen. Henry Ashby 
Turner kam einmal in einer „counterfactual 
analysis" des Problems, welche Entwicklung 
wohl die deutsche Politik hätte nehmen kön-
nen, wenn Stresemann auch nach 1929 noch 
die Leitlinien der deutschen Diplomatie hätte 
bestimmen können, zu dem folgenden Resul-
tat: „Der Verlauf der europäischen Diplomatie 
jener Jahre [nach 1929] zeigt eindeutig, daß die 
ausschlaggebenden Großmächte durchaus be-
reit waren, einer friedlichen Revision der östli-
chen Grenzen [des Deutschen Reichs] ihre Zu-
stimmung zu geben, besonders wenn eine sol-
che Revision von einem militärisch starken 
Deutschland (was auch Stresemann erlangen 
wollte) verlangt wurde. [...] Wenn ein traditio-
neller Revisionist nationalistischer Prägung 
wie Stresemann in der Wilhelmstraße am Ru-
der gewesen wäre, dann ist es höchst wahr-
scheinlich, daß Deutschland auch im Falle der 
polnischen Grenze Verständnis, vielleicht so-
gar Unterstützung in London und Paris gefun-
den hätte."15 )

15) Henry Ashby Turner Jr., Stresemann und das 
Problem der Kontinuität in der deutschen Außenpo-
litik, in: Gilbert Ziebura (Hrsg.), Grundfragen der 
deutschen Außenpolitik seit 1871, Darmstadt 1976, 
S. 300.

16) Vgl. dazu meine Skizze: Die Deutsche Frage als 
Problem des internationalen Staatensystems, in: Jo-
sef Becker (Hrsg.), Dreißig Jahre Bundesrepublik — 
Tradition und Wandel, München 1979, und jetzt ins-
besondere Andreas Hillgruber, Die gescheiterte 
Großmacht, Düsseldorf 1980.
17) So Turner (Stresemann, S. 296) mit Bezug auf 
Stresemann

Ich selbst neige zu der Auffassung, daß ange-
sichts der polnischen Haltung in der Korridor-

Frage (und wegen der Bedeutung der Weich-
sel-Mündung für den jungen polnischen Staat) 
die Revision der deutschen Ostgrenze „nur 
schwerlich gewaltlos" zu erreichen war (B 22, 
S. 15). Udo Wengsts Auffassung, daß die Revi-
sionsziele der Regierung Brüning wohl schon 
auf Grund der „offen oder latent vorhandenen 
Gegnerschaft" (S. 25) der anderen europäi-
schen Mächte, vor allem Frankreichs, keine 
Realisierungschance hatten, wird aber schlicht 
durch den Gang der Entwicklung bis 1938 — 
bis zum Anschluß Österreichs und der Anglie-
derung der Sudetengebiete — widerlegt. Erst 
als mit Hitlers Zerschlagung der Tschechoslo-
wakei die (Stresemanns wie Brünings Revi-
sionspolitik grundsätzlich transzendierende) 
hegemoniale Zielsetzung Hitlers deutlich 
wurde, haben sich Großbritannien und Frank-
reich in einer gemeinsamen Front gegen die 
deutsche Politik zusammengeschlossen. Das 
Ausscheiden Rußlands aus dem alliierten Sie-
gerlager 1917, der revisionistische Anti-Ver-
sailles-Kurs der sowjetischen Außenpolitik in 
der Zwischenkriegszeit und die Veränderun-
gen im internationalen Staatensystem im zeit-
lichen Rahmen wie im Gefolge der Weltwirt-
schaftskrise haben den Regierungen der Wei-
marer Republik ein Manövrierfeld eröffnet, 
das eher der „Krimkriegs-Konstellation" glich, 
in der es Bismarck gelungen war, das Reich 
und seine halbhegemoniale Position in Europa 
zu gründen, als daß es der „Einkreisungs"-Si- 
tuation der Jahre vor 1914 mit ihrer Eingren-
zung der Optionsmöglichkeiten der deutschen 
Außenpolitik entsprochen hätte16). Darin lag 
die entscheidende außenpolitische Vorausset-
zung für die Möglichkeit der Weimarer Repu-
blik, nach der formellen Anerkennung ihres 
Großmachts-Status beim Eintritt in den Völ-
kerbund auch die reale Position einer Groß-
macht auf friedlich-evolutionärem Wege wie- 
derzuerringen. Da bis zum Sturz Brünings von 
„hegemonialen Bestrebungen" als einem es-
sentiellen Element der offiziellen deutschen 
Außenpolitik „nicht die Rede“ sein kann17), 
konnte auch die Restauration der deutschen 
Großmachtposition in die Stabilisierung eines 
neuen Gleichgewichtssystems und damit ei-
ner Friedensordnung einmünden. Zum rassi-
schen Lebensraum-Imperialismus Hitlers



führte jedenfalls von der außenpolitischen 
Konzeption Brünings keine Brücke.

III. Zum Problem der Alternativen in der 
Weimarer Republik

Udo Wengst macht aus der Frage potentieller 
Alternativen im Prozeß der Auflösung der 
Weimarer Republik einen Kernpunkt seiner 
Kritik an meiner Deutung und Wertung der 
Politik Brünings. Er geht dabei von der Hypo-
these aus, daß nach dem Scheitern der großen 
Koalition im Frühjahr 1930 die parlamentari-
schen Optionsmöglichkeiten zwar eingeengt 
waren, daß Brüning aber doch noch über genü-
gend Handlungsspielraum verfügte, um auf 
das Instrument des Artikels 48 zu verzichten 
und eine parlamentarische Lösung anzusteu-
ern. Die Auffassung, daß SPD und DVP auch 
nach der Septemberwahl 1930 noch über Kom-
promißreserven verfügten, die zugunsten ei-
ner Großen Koalition hätten aktiviert werden 
können, entspricht einer politischen Wunsch-
vorstellung, die ich teile. Ein historisches Pro-
blem läßt sich allerdings nicht im politischen 
Optativ klären.
Ich wiederhole hier nicht mehr im Detail die 
Argumente, die ich in meinem Aufsatz (und 
anderer Stelle) für die Auffassung vorgebracht 
habe, daß eine Rekonstruktion der Großen Ko-
alition nach ihrem Zerfall 1929/30 primär we-
gen der Klassengegensätze zwischen Arbei-
terschaft und Industriekapital (und ihren Re-
präsentanten in SPD und DVP) wie angesichts 
der partei- und verfassungspolitischen Präfe-
renzen des Reichspräsidenten und der Reichs-
wehr unmöglich war, daß die Große Koalition 
nach der Septemberwahl 1930 lediglich eine 
numerische Chance, aber keine reale politi-
sche Alternative mehr darstellte.
Die gegenteilige Auffassung Udo Wengsts ist 
nur haltbar, wenn man einige für die Entste-
hung, Entwicklung und das Scheitern der 
ersten deutschen Demokratie konstitutive 
Grundtatsachen außer acht läßt:
1. Die Weimarer Republik war eine Republik 
wider Willen. Sie war nicht das Kind einer 
siegreichen Revolution, deren Träger zielbe-
wußt von langer Hand her auf die Ablösung 
der Monarchie und die Begründung einer de-
mokratischen Republik hingearbeitet hatten. 
Die Weimarer Republik war das Produkt eines 
militärischen Zusammenbruchs und gewann 
in seinem Verlauf die Funktion eines „Ret-
tungsankers": Der Sturz der Hohenzollern- 
Monarchie sollte der Tribut an die alliierten 

Siegermächte und der Preis für einen (nach 
den Vorstellungen der Zeit) erträglichen Frie-
den sein. Der Versailler Vertrag hat diese 
Hoffnungen nicht erfüllt und damit für die 
Deutschen in ihrer Mehrheit der Republik 
ihre tiefere politische Legitimation vorenthal- 
ten18 ). Daher und unter den traumatischen 
Wirkungen einer nicht verstandenen Nieder-
lage, deren Konsequenzen man nicht hinzu-
nehmen bereit war, stiftete nicht die republi-
kanische Verfassung, sondern die Forderung 
der Revision von Versailles den schmalen 
Grundkonsens zwischen den Parteien in der 
Zeit der Weimarer Republik19 ). Dem ent-
sprach, daß die Weimarer Republik auch von 
den sogenannten „Verfassungsparteien" SPD, 
Zentrum und Deutsche Demokratische Partei 
(ganz zu schweigen von der bürgerlichen 
Rechten) nur auf eine „gespaltene oder dop-
pelte Loyalität" rechnen konnte20 ).

18) Vgl. dazu Theodor Eschenburg, Die improvi-
sierte Demokratie der Weimarer Republik, Laup-
heim o. J. (Zitat: S. 33).
19) Nichts illustriert dies deutlicher als die Tatsa-
che, daß selbst die SPD wenige Wochen nach dem 
mutigen Nein, das sie als einzige Reichstagspartei 
dem Ermächtigungsgesetz für Hitler am 23. März 
1933 entgegenstellte, am 17. Mai 1933 der außenpo- 
•litischen „Friedensrede" Hitlers zustimmte, die ganz 
in der Tradition der Weimarer Revisionspolitik zu 
stehen schien. Vgl. generell dazu Michael Salewski, 
Das Weimarer Revisionssyndrom, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte B 2/80 (dessen zugespitzte 
Wertungen ich allerdings nicht teile).
20) So Theo Pirker („auch in der Arbeiterbewegung 
sei [.. .eine selbstverständliche Loyalität zur Repu-
blik ebenso die Ausnahme gewesen wie in anderen 
Teilen der Gesellschaft") in: Karl Dietrich Erdmann, 
Hagen Schulze (Hrsg.), Weimar — Selbstpreisgabe 
einer Demokratie, Düsseldorf 1980, S. 202.

2. Die Weimarer Republik war eine unvollen-
dete parlamentarische Demokratie. Ihrem 
Charakter einer improvisierten Republik wi-
der Willen entsprach es, daß sie in ihrer ge-
schriebenen wie in ihrer realen Verfassung (je-
denfalls auf der Reichsebene) den Weg von 
der konstitutionellen Monarchie (die Bis-
marck in und seit dem preußischen Verfas-
sungskonflikt der 1860er Jahre zementiert 
hatte) zur vollen parlamentarischen Demokra-
tie und damit zum Parteienstaat nicht zu Ende 
gegangen ist. Institutionell hat diese Grund-
tatsache vor allem ihren Ausdruck gefunden 
in der Konstruktion des Reichspräsidenten als 
einer Art „Ersatzkaiser" wie in der gleichsam 
extraparlamentarischen Position der Reichs-
wehr als eines „Staates im Staat". Das bedeu-
tete die Fortführung wesentlicher dualisti-
scher Elemente der Verfassungsstruktur der 
konstitutionellen Monarchie (Dualismus 



Staatsoberhaupt/Parlament, zivile und militä-
rische Gewalt) über die Zäsur von Oktoberre-
form und Novemberrevolution 1918 hinweg. 
Im labilen Gefüge des unvollendeten Parla-
mentarismus der Weimarer Republik konnte 
dabei der Artikel 48 der Reichsverfassung als 
eigentliches Machtattribut des „Ersatzkaisers" 
bereits ein Jahr nach der Wahl Hindenburgs 
zum Reichspräsidenten in der Regierungs-
krise der Jahreswende 1926/27 — mutatis mu- 
tandis — den instrumentalen Stellenwert er-
langen, den die Staatsstreichdrohung als kon-
stitutives Element des Bismarckschen Regie-
rungssystems inne hatte21 )-

21)Vgl. meine kleine Dokumentation: Zur Politik der 
Wehrmachtabteilung in der Regierungskrise 1926/ 
27, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 14, 
1966.
22) Vgl. dazu auch A. Hillgruber in: Erdmann/Schul- 
ze, Weimar, S. 141.

23) Zit. nach meinem Aufsatz: Heinrich Brüning in 
den Krisenjahren der Weimarer Republik, in: Ge-
schichte in Wissenschaft und Unterricht 17, 1966, 
S. 211.

Geht man davon aus, daß der Charakter der 
ersten deutschen Demokratie als einer Repu-
blik wider Willen und als eines unvollendeten 
parlamentarischen Parteienstaates elemen-
tare Grundbedingung der deutschen Ge-
schichte nach 1918 definierte, dann ergeben 
sich daraus zwei Schlußfolgerungen:
1. Der Untergang von Weimar beweist nicht 
das (zwangsläufige) Scheitern der Republik 
und des parlamentarischen Parteienstaats in 
der weltweiten wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Krise seit dem Ende der 1920er 
Jahre. (Die Krisenüberwindung in alten Demo-
kratien wie den USA und Großbritannien sind 
naheliegende Gegenbeispiele.) Der Untergang 
von Weimar belegt die mangelnde Fähigkeit 
einer Republik wider Willen und eines „un-
vollendeten Parteienstaats" (M. Stürmer), in 
den Rahmenbedingungen des Versailler 
Systems die Zuspitzung einer strukturellen 
Dauerkrise zu einer Existenzkrise zu bewälti-
gen.
2. Der Untergang der Weimarer Republik 
kann in seinem Verlauf wie in seinen tieferen 
Voraussetzungen nicht angemessen erklärt, 
historisch begriffen und gerecht beurteilt wer-
den, wenn man von vornherein die verant-
wortlichen Akteure der Jahre 1930—1932 an 
einem republikanisch-parlamentarischen 
Idealbild mißt, das in dieser Form an der 
Wiege der Weimarer Demokratie nicht Pate 
gestanden und in der Wirklichkeit der Wei-
marer Republik — selbst im trügerischen 
Jahrfünft einer scheinbaren Stabilisierung 
zwischen 1923 und 1929 — keine Realität ge-
funden hatte ). Die „Selbstpreisgabe einer De-
mokratie" (K. D. Erdmann) nach 1930 ist histo-
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risch-politisch nur verständlich, wenn man die 
Jahre der Weimarer Republik als eine Spät-
phase des Bismarck-Reiches begreift und die 
unzureichende strukturelle, institutionelle 
und personelle Problemlösungskapazität der 
ersten deutschen Demokratie als eine späte 
Folge der — wie es der Würzburger Staats-
rechtslehrer Hasso Hofmann einmal formu-
lierte — Bismarckschen „Utopie von der Ver-
meidbarkeit der Revolution ohne grundle-
gende Reformen" erfaßt.
Für die Beurteilung der Politik Brünings als ei-
ner gescheiterten konservativen Alternative 
zum Untergang von parlamentarischer Demo-
kratie und Rechtsstaat bedeutet dies:
1. Das Schicksal der Republik wider Willen 
und des unvollendeten Parteienstaats hing 
entscheidend von der Frage ab, ob es gelang, 
das konservative und rechtsliberale Deutsch-
land — und damit die alten Eliten in Militär, 
Wirtschaft und Bürokratie — für die Zusam-
menarbeit auf dem Boden der Verfassung (we-
nigstens als „Vernunftrepublikaner") zu gewin-
nen. Die Notwendigkeit einer derartigen kon-
servativen Alternative lag seit der Entschei-
dung der Wähler gegen eine Mehrheit für die 
Parteien der Weimarer Koalition 1920 und seit 
dem Zerfall der Großen Koalition 1923 (für die 
nach einem Wort eines ihrer führenden sozial-
demokratischen Mitglieder „auf keinem [in-
nenpolitischen] Gebiete auch nur eine Stunde 
eine Einigung der Ansichten [...] zu erzielen" 
war )) auf der Hand. Brüning hat dieses Ziel 
mit dem „Essener Programm" 1920 (das histo-
risch im Vorfeld der CDU angesiedelt ist) und 
bei seinen spätestens seit 1923 belegten Ver-
suchen verfolgt, die Deutschnationale Volks-
partei auf dem Boden der Verfassung an der 
Regierung zu beteiligen. Als die sogenannte 
„Bürgerblock'-Koalition des Jahres 1927/28 
scheiterte und danach Hugenberg in der 
DNVP die Repräsentanten eines konstrukti-
ven Konservatismus aus der Parteileitung ver-
drängte, war im Grunde bereits die fundamen-
tale Voraussetzung für die parlamentarische 
Tragfähigkeit der konservativen Alternative 
zur liberal-sozialen Option Stresemanns verlo-
ren. Der Mißerfolg der Volkskonservativen 
1930 und die Obstruktionspolitik der DNVP 
Hugenbergs 1930—1932 haben das Scheitern 
der konservativen Konzeption Brünings in ih-
rer ursprünglichen Fassung besiegelt.
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2. Entgegen der pauschalen Subsumierung 
der drei Regierungen Brüning, Papen und 
Schleicher unter einen undifferenzierten Ty-
pus „Präsidialkabinett'' durch Udo Wengst ist 
für die Beurteilung der Amtszeit Brünings als 
Reichskanzler folgendes festzuhalten:
a) Brünings ursprüngliches Konzept für die 
Krisenbewältigung war an dem Modell der 
Anfangsjahre der Weimarer Republik orien-
tiert (sachlich und zeitlich begrenztes Ermäch-
tigungsgesetz auf der Basis einer Zweidrittel- 
majorität im Reichstag und/oder Einsatz des 
Artikels 48 der Reichsverfassung). Wesentlich 
dabei war, daß bereits für die Anfangsjahre der 
Weimarer Republik (um hier ein Urteil von 
Gerhard Schulz zu zitieren, das Udo Wengst 
S. 20 praktisch auf den Kopf stellt) „kaum" da-
von die Rede sein kann, daß die Handhabung 
des Artikels 48 einen „Ausnahmeweg der Le-
gislatur" darstellte ). In der Zeit bis 1924/25 
waren schon „alle Figurationen in Anwendung 
des Artikels 48 [...] vorgegeben" ).
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b) Brünings ursprüngliche Konzeption für 
eine Krisenbewältigung zielte nicht auf ein 
„Dauerregiment" (B 22, S. 7) mit den Notstands-
vollmachten des Reichspräsidenten ). Eben2626

24) Die Passage, aus deren Zusammenhang Udo 
Wengst das Zitat gelöst hat, lautet: „Wie jede effekt-
voll genutzte Handhabe die Tendenz zur Wiederho-
lung in sich trägt, hat dieses Mittel der außerordent-
lichen Gesetzgebung in kritischen Jahren eine 
überaus häufige und umfangreiche Inanspruch-
nahme und Bevorzugung erfahren. Von einem Aus-
nahmeweg der Legislatur kann daher kaum noch 
gesprochen werden" (Gerhard Schulz, Artikel 48 in 
historisch-politischer Sicht, in: Ernst Fraenkel 
(Hrsg.), Der Staatsnotstand, Berlin 1965, S. 52). — 
Schleierhaft ist mir übrigens geblieben, was Udo 
Wengst mit seiner Feststellung meint, daß die An-
wendung „des Art. 48 durch Brüning von Anfang an 
diametral [!] anderen Zielen diente als zu Beginn der 
Republik" (S. 24). In den Anfangsjahren wurde der 
Artikel 48 vor allem für finanz- und wirtschaftspoli-
tische Maßnahmen wie zur Sicherung der Staats-
ordnung gegen illegale Umsturzversuche von rechts 
und links eingesetzt. Was waren dann die „diametral 
anderen Ziele" Brünings?
25) So Günter Abramowski in: Erdmann/Schulze, 
Weimar, S. 194. Daß dieser Sachverhalt das Defizit 
der Weimarer Parteien an Kompromißfähigkeit er-
heblich verstärkte, ist eine communis opinio der 
Forschung. Da Udo Wengst einen entsprechenden 
Hinweis bei mir vermißt, mag es gerechtfertigt sein, 
folgende Passage aus meinem früheren Brüning- 
Aufsatz zu zitieren: „Gemäß den Traditionen des 
deutschen Obrigkeitsstaates und seiner Parteien-
mentalität wirkte der Artikel 48 allein durch seine 
Existenz im Sinne einer Wahrung des alten Ver-
hältnisses von Legislative und Exekutive, das hieß 
im Sinne einer Fixierung der mangelnden Verant-
wortungsbereitschaft und des fehlenden Machtin-
stinkts der Parteien" (s. Anm. 23, S. 217).
26) Vgl. dazu auch die Diskussionsbeiträge von Kurt 
Birrenbach, Rudolf Morsey und mir, in: Erdmann/ 
Schulze, Weimar, S. 196 und 207.

27) So Karl Dietrich Bracher (Demokratie und 
Machtvakuum: Zum Problem des Parteienstaats in 
der Auflösung der Weimarer Republik, in: Erd-
mann/Schulze, Weimar, S. 124).
28) Ulrich Scheuner, Die Anwendung des Art. 48 der 
Weimarer Reichsverfassung unter den Präsident-
schaften von Ebert und Hindenburg, in: Ferdinand 
A. Hermens u. Theodor Schieder (Hrsg.), Staat, Wirt-
schaft und Politik in der Weimarer Republik, Berlin 
1967, S. 277 und 281.
29) Becker, Brüning, S. 216. ■— Auf die Einwände, die 
Udo Wengst gegenüber meiner knappen Erwäh-
nung der monarchischen Restaurationsabsichten 
Brünings machte, kann ich hier nur folgendes erwi-
dern: 1. Auf „deren Problematik" und die damit ver-
bundenen „nahezu unüberwindlichen dynastischen 
Probleme" habe ich mit einem entsprechenden Lite-
raturverweis ausdrücklich hingewiesen (B 22, S. 14, 
Anm. 12). 2. Daß Brüning auf keine positive Reso-
nanz bei Hindenburg stieß, ist bereits in meinem (in 
B 22, S. 3 zit.) Aufsatz in der Historischen Zeitschrift 
196, 1963, S. 110 nachzulesen. 3. Für die Bewertung 
der monarchischen Restaurationspläne sollte man 
vielleicht doch berücksichtigen, „daß sowohl Fried-
rich Ebert als auch Stresemann [...] in der Wieder-
herstellung der Monarchie nicht nur ein legiti-
mes, sondern auch realistisches Fernziel sahen" (Sa-
lewski, Weimarer Revisionsyndrom, S. 21) und daß, 
„setzt man einmal die Problematik jeder Restaura-
tion [...] und die Belastung der Hohenzollern [...] 

sowenig hat Brüning den Schritt zum reinen 
Präsidialkabinett vollzogen, sondern immer 
Wert gelegt auf die Beibehaltung einer Tole-
rierungsmajorität im Reichstag und damit auf 
die parlamentarische Rückbindung seiner „Re-
gierung über den Parteien". Darin beruht typo-
logisch (wie politisch) der „tiefgreifende Unter-
schied" zu Papens System der „Regierung ge-
gen die Parteien"27 ). Die Regierungsform des 
parlamentarisch abgestützten Präsidialkabi-
netts brachte zwar eine „eingreifende Ver-
schiebung der konstitutionellen Gewichte [...], 
aber der Boden der demokratischen Ordnung 
war noch nicht verlassen"; und „zwischen der 
Amtszeit Brünings und der letzten ihr folgen-
den Periode der Weimarer Republik klafft ein 
tiefer Unterschied, über den auch die nur 
scheinbare Fortführung der Notverordnungs-
praxis im alten Stil nicht hinwegtäuschen 
kann“28 ).
3. Die „Wiederkehr des .Obrigkeitsstaats im 
Gewand des bürokratischen Notverordnungs-
regimes'" (B 22, S. 9) in der Schlußkrise des „un-
vollendeten Parteienstaats" der Republik wi-
der Willen widerspricht zwar unseren „posthu-
men Weisheiten" eines wünschenswerten par-
lamentarischen „Krisenmanagements"; sie war 
jedoch im Rahmen eines defizienten Parla-
mentarismus systemadäquat und hatte die „hi-
storische Logik der von Bismarck geprägten 
deutschen Verfassungs- und Parteienentwick-
lung für sich"29 ). Die von Brüning zunächst 



nicht intendierte Variante seines Konzepts ei-
ner konservativen Alternative (die Regierung 
kraft Artikel 48 auf längere Dauer anstelle ei-
nes parlamentarischen Ermächtigungsgeset-
zes) scheiterte nicht an der Überforderung der 
parlamentarischen Tolerierungsmajorität, die 
mit Brüning einen Restbestand an parlamenta-
rischer Demokratie aus der Staats- und Gesell-
schaftskrise zu retten suchte. Der Fehlschlag 
des Brüning-Kurses wurde besiegelt durch die 
„fatale Rolle einiger Personen"30 ), die in der Si-
tuation von 1930 so nicht fest kalkulierbar war 
und nicht vorhergesehen werden konnte. In-
sofern Hindenburg (mit seinen Beratern) und 
Schleicher als die Hauptverantwortlichen für 
die Entlassung Brünings in der Tradition des 
preußisch-deutschen Konservativismus wur-
zelten und die Rolle und Funktion der bewaff-
neten Macht im Staat aus den preußischen 
Traditionen definierten, scheiterte der konser-
vative Preuße Brüning „gerade an der Ambiva-
lenz der preußisch-konservativen Traditionen" 
(B 22, S. 16).

beiseite", noch Anfang 1934 die Monarchie „die ein-
zige Gegenposition gegen das nationalsozialistische 
Regime war, die nicht von vornherein unhaltbar er-
schien“ (Wolfgang Sauer, Die Mobilmachung der 
Gewalt. Berlin 1974, S. 295)...
30) So Bracher (Demokratie und Machtvakuum, 
S. 133) mit Bezug auf die Verantwortung für das 
Scheitern der Republik und die Machtergreifung 
Hitlers (s. die folgende Anm.).

31) Hamburger, a.a.O., S. 38 f. Rudolf Morsey formu-
lierte kürzlich pointiert, die Weimarer Republik 
brauchte sich „gar nicht aufzulösen [...], da sie ge-
messen an Geist und Postulat ihrer Verfassungs-
grundlage auch vorher nicht real existierte"; bei der 
gleichen Gelegenheit zog Karl Dietrich Bracher das 
Fazit: „Das Scheitern der Republik war wohl schwer 
vermeidbar, doch bis zuletzt zeichneten sich alter-
native Möglichkeiten ab-, die fatale Rolle weniger 
Personen und ihrer Entscheidungen gab dann 
schließlich den Ausschlag"; Knut Borchardt kam bei 
einer Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung der 
Weimarer Republik bis 1929 zu dem Schluß: „Die Si-
tuation war bei ausbleibendem raschen Wachstum 
nicht mehr dauerhaft regierbar — und das ist eben 
das Scheitern der Republik noch vor der Weltwirt-
schaftskrise" (Erdmann/Schulze, Weimar, S. 193, 133 
und 238).
32) Werner Conze, Die Reichsverfassungsreform als 
Ziel der Politik Brünings, in: Der Staat 11, 1972, 
S.215.

IV. Schlußbemerkung

In meinem Aufsatz hatte ich ein zentrales Re-
sultat meiner Betrachtungen in dem Satz zu-
sammengefaßt: „Addiert man die außenpoliti-
schen Belastungen der Weimarer Republik, 
ihre wirtschaftlich-sozialen Strukturprobleme 
wie die innen- und verfassungspolitischen Hy-
potheken, die die Weimarer Republik von der 
Hohenzollern-Monarchie übernommen hatte, 
dann leuchtet das Urteil ein, daß in den Jahren 
nach 1930 der Handlungsspielraum nicht 
mehr zur Verfügung stand, der zur Rettung 
von parlamentarischer Demokratie und 

Rechtsstaat notwendig war" (B 22, S. 16). Ernest 
Hamburger hat diesen Befund — auch aus der 
Erfahrung als preußischer SPD-Parlamenta-
rier der Jahre 1925-1933 — wie folgt formu-
liert: Entscheidend für den Untergang der 
Weimarer Republik war, „daß das Parlament 
bereits im ersten Stadium der Wirtschafts-
krise nicht mehr bereit und imstande war, 
seine eigentliche Aufgabe zu erfüllen, und daß 
bereits im zweiten Halbjahr 1929 die Wähler 
auf die erst im Anfang befindliche Depression 
weit über das durch die wirtschaftliche Lage 
verständliche Maß hinaus reagiert hatten. Der 
weitere Machtverfall des Reichstags war in-
folge der rapiden Verschärfung der Wirt-
schaftskrise und der Klassengegensätze sowie 
der leidenschaftlichen außerparlamentari-
schen Aktionen in der folgenden Zeit nicht 
aufzuhalten. Brüning hat diesen Prozeß geför-
dert und beschleunigt und hat dafür vor der 
Geschichte die Verantwortung zu tragen. 
Aber die demokratisch-parlamentarische Re-
gierungsform war auch ohne das nicht mehr 
zu retten"31 ). Hamburgers Urteil ist aus meiner 
Sicht nur hinzuzufügen, daß Brüning „von sei-
ner Zielsetzung aus gesehen [...] nicht der 
erste Kanzler im .Auflösungsprozeß', sondern 
im abgeschnittenen Heilungsprozeß der deut-
schen Demokratie gewesen"32 ) ist.



Werner Link: Der Marshall-Plan und Deutschland
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50/80, S. 3—18

Der Marshall-Plan war zwar kein Deutschland-Plan, sondern ein Europa-Plan mit integrati-
ver Zielsetzung, in dessen innovativem Rahmen aber auch die wirtschaftlichen und politi-
schen Probleme der amerikanischen Deutschland-Politik gelöst werden sollten. Die Ver-
bindung ist in starkem Maße von liberalen Vertretern der ökonomischen Elite, die enge Be-
ziehungen zu Deutschland hatten, angeregt worden. Der Gesamtplan ist Ausdruck einer 
breiten liberalen Strömung in der amerikanischen Gesellschaft. Er trug (in Verbindung mit 
anderen Faktoren) direkt zu dem kontinuierlichen Wiederaufbau und zu dem immensen 
Wirtschaftsaufschwung Westdeutschlands bei. Indirekt förderte er die Entwicklung zur 
Gründung der Bundesrepublik Deutschland, und er trug ebenfalls indirekt dazu bei, daß die 
Bundesrepublik Deutschland sich politisch für den Westen und ökonomisch für die soziale 
Marktwirtschaft entschied. Dieser Beitrag kam nicht einem Zwang oder Oktroi gleich; auch 
die Wirtschaftsverfassung wurde den Deutschen nicht von den Amerikanern aufgezwun-
gen. Die Annahme des Marshall-Plans war nicht gleichbedeutend mit dem Verzicht auf Pla-
nung oder demokratische Sozialisierungsmaßnahmen. In Hessen wurden Grundstoffindu-
strien aufgrund der freien Entscheidung des Landesparlaments sozialisiert, und die aus 
übergeordneten politischen Gründen vorgenommene Suspendierung der Sozialisierungs-
gesetze in Nordrhein-Westfalen wurde mit der Selbstbindung der amerikanischen und bri-
tischen Regierung verbunden, die definitive Entscheidung einer frei gewählten deutschen 
Regierung zu überlassen. Die materiellen und ideellen Elemente des Marshall-Plans schu-
fen die Grundlage für enge deutsch-amerikanische Beziehungen.

Udo Wengst: Heinrich Brüning und die „konservative Alternative". Kritische 
Anmerkungen zu neuen Thesen über die Endphase der Weimarer Republik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50/80, S. 19—26

Ausgangspunkt der „kritischen Anmerkungen" sind die Ausführungen Josef Beckers in 
B 22/80 vom 31. Mai 1980. In der Auseinandersetzung mit ihnen führen sie zu dem Ergebnis, 
daß wichtige Aspekte der Kanzlerschaft Brünings anders gesehen werden müssen, als das 
bei Becker der Fall ist. Es wird nachgewiesen, daß die mangelnde „Problemlösungskapazi-
tät" des Weimarer Parlamentarismus zum Jahreswechsel 1929/1930 wenigstens teilweise 
durch die reale Möglichkeit einer Präsidialregierung bedingt war; daß die Anwendung des 
Art. 48 durch Brüning von Anfang an diametral anderen Zielen diente als zu Beginn der Re-
publik und daher auch anders beurteilt werden muß; daß die Septemberwahlen eine ent-
scheidende Station darstellten, nicht nur, weil sie den Niedergang des Parlamentarismus 
beschleunigten, sondern auch, weil in ihrem Gefolge eine heftige innenpolitische Diskus-
sion über die Beseitigung des Young-Plans einsetzte, die auf die Politik der Regierung Brü-
ning tiefgreifende Auswirkungen hatte; daß die deflationäre Finanz- und Wirtschaftspolitik 
nicht wirtschaftstheoretisch, sondern politisch begründet war und vor allem aus diesem 
Grund Maßnahmen zur Krisenbekämpfung nicht ergriffen wurden; daß Brünings Sturz im 
Mai 1932 u. a. auch ursächlich mit seiner Restaurations- und Revisionspolitik zusammen-
hing.
Abschließend wird Beckers grundsätzliche These zurückgewiesen, daß Brünings Politik 
eine „konservative Alternative" enthalten habe; statt dessen wird auf die im Kern verfehl-
ten und kaum realisierbaren verfassungs- und außenpolitischen Zielsetzungen Brünings 
hingewiesen, mit denen er aktiv zum Scheitern der Weimarer Republik beitrug.



Josef Becker: Geschichtsschreibung im politischen Optativ? Zum Problem der 
Alternativen im Prozeß der Auflösung einer Republik wider Willen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50/80, S. 27—36

Gegen die „kritischen Anmerkungen" von Udo Wengst hält diese Replik an den Positionen 
des Aufsatzes in „Aus Politik und Zeitgeschichte“, B 22/80, vom 31. Mai 1980 fest:
1. Seit dem Frühjahr 1930 gab es aufgrund der Klassengegensätze von Arbeiterschaft und 
Industriekapital und deren Interessenvertretungen in SPD und DVP wie angesichts der po-
litischen Optionen von Reichspräsident und Reichswehr lediglich eine numerische Chance 
abstrakter Parlamentsarithmetik, aber keine reale Möglichkeit zur Wiederherstellung ei-
ner parlamentarischen Mehrheitsbildung in der Form der Großen Koalition. Darin zeigt 
sich nicht die unzureichende Problemlösungskapazität des Parteienstaates und des parla-
mentarischen Systems schlechthin, sondern das Scheitern der unvollendeten parlamentari-
schen Demokratie einer Republik wider Willen, wie sie in Deutschland 1918/19 begründet 
worden ist.
2. Im Rahmen dieser Grundbedingungen entsprach die „Rückkehr des Obrigkeitsstaats im 
Gewand des bürokratischen Notverordnungsregimes" Brünings der historisch-politischen 
Logik der Verfassungs- und Parteienentwicklung des Bismarck-Reiches, die als schwerwie-
gende Hypothek die Weimarer Republik belastete.
3. Es ist historisch inadäquat, den Kurs Brünings (der zunächst entsprechend der „Krisen-
strategie" in den Anfangsjahren der Republik auf ein Ermächtigungsgesetz und/oder die 
Anwendung des Artikels 48, aber nicht auf ein Dauerregiment mit den Notstandsvollmach-
ten des Reichspräsidenten gerichtet war) an dem Idealbild eines funktionierenden parla-
mentarischen Systems zu messen, das in dieser Form bei der Ausarbeitung der Weimarer 
Verfassung nicht Pate gestanden hat und selbst im trügerischen Jahrfünft einer scheinba-
ren Stabilisierung der Republik nach 1923 keine Realität gefunden hatte.
4. Brünings „konservative Alternative zum Untergang von Rechtsstaat und Demokratie" 
und seine parlamentarisch gestützte Präsidialregierung unterschieden sich (trotz des pro-
blematischen Plans einer Restitution der Hohenzollern-Monarchie) „tiefgreifend" von Pa-
pens Nachfolgeregime der reinen Präsidialregierung und verließen noch nicht den „Boden 
der demokratischen Ordnung". Das Scheitern der „konservativen Alternative” (prädispo-
niert im Scheitern des „Essener Programms" von 1920 und der „Bürgerblock"-Regierung von 
1927/28) an den Institutionen des Reichspräsidenten und der Reichswehr und den Trägern 
(Hindenburg und Schleicher) war ein Scheitern an den ambivalenten Traditionen des preu-
ßisch-deutschen Konservativismus.
5. Auf die neuesten in B 22/30 referierten Forschungsergebnisse von Knut Borchardt über 
den fehlenden wirtschafts- und finanzpolitischen Spielraum der Regierung Brüning ging 
Udo Wengst überhaupt nicht ein. Seine Argumente stehen in diesem Bereich ebenso im 
Widerspruch zu den jüngsten Forschungen wie in bezug auf die Außenpolitik Brünings.
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